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LANDRATSAMT KONSTANZ | Benediktinerplatz 1 | 78467 Konstanz Amt für Baurecht und Umwelt

I. Per Empfangsbekenntnis 
Kieswerk Schray GmbH & Co KG 
Mühienweg 21 
78256 Steißlingen

ANSPECHPERSON Dirk Ulmer
DIENSTGEBÄUDE Benediktinerplatz 1

78467 Konstanz

ZIMMER-NR.
TELEFON
FAX
E-MAIL

B 212
+49 7531 800-1231 
+49 7531 800-1239 
Dirk.Ulmer@LRAKN.de

INFORMATION Persönliche Beratung bitte telefonisch vereinbaren.

29.09.2022 | Az.: L2100002

Erweiterung des Trockenkiesabbaus der Kieswerk Schray GmbH & Co KG auf den Flurstücken 
Nrn. 6926, 6928,8277/3, 8277/11 (Teilfläche) und 8279/5 der Gemarkung Steißlingen;

Antrag vom 10.01.2022, ergänzt am 04.02., 07.03. und 02.06.2022

Anlagen: 1 genehmigte Antragsfertigung (Ordner I und II)
1 Unbedenklichkeitsbescheinigung (Vereinfachte Erklärung)

Sehr geehrte Damen und Herren,

auf Ihren Antrag vom 10.01.2022, ergänzt am 04.02., 07.03. und 02.06.2022, ergeht folgende

I.

Entscheidung:

1. Für den Abbau von Kiessand auf den Flurstücken Nrn. 6926, 6928, 8277/3, 8277/11 (Teilfläche) und 
8279/5 der Gemarkung Steißlingen und die anschließende Wiederverfüllung mit Abraum, 
angeliefertem Erdaushub und kulturfähigem Boden im Zuge der technischen Rekultivierung wird 
nach Maßgabe der unter Ziffer III aufgeführten Antrags- und Planunterlagen und der unter 
Ziffer VI aufgeführten Nebenbestimmungen und Hinweise

a) die naturschutzrechtliche Genehmigung gemäß § 19 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des 
Naturschutzgesetzes für Baden-Württemberg (NatSchG), in der derzeit gültigen Fassung,

b) die Baugenehmigung gemäß §§ 49 Abs. 1, 50 Abs. 1 der Landesbauordnung für Baden- 
Württemberg (LBO) i. V. mit Nr. 11 e des Anhangs zu § 50 Abs. 1 und § 58 Abs. 1 LBO, in der 
derzeit gültigen Fassung,

erteilt.
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2. Gemäß § 52 Abs. 1 S. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG), §§ 4 Abs. 2 Ziffer 2 b, 5 der 
Schutzgebietsverordnung vom 24.05.1963 wird für das Kiesabbauvorhaben die wasserrechtliche 
Befreiung vom Verbot von Schürf-und Grabarbeiten in der Zone III des rechtskräftig festgesetzten 
Wasserschutzgebietes für den Tiefbrunnen Viehweide erteilt.

3.1 Die befristete Umwandlung von ca. 3,0 ha (30.071 m2) Körperschaftswald auf einer Teilfläche des
Flurstücks Nr. 8277/11 der Gemarkung Steißlingen wird gemäß § 11 Abs. 1 Landeswaldgesetz 
(LWaldG) entsprechend den vorgelegten Unterlagen und Plänen unter Beachtung der 
unter Ziffer VI genannten Nebenbestimmungen genehmigt
(befristete Waldumwandlungsgenehmigung).

3.2 Die befristete Umwandlung von ca. 9,6 ha (96.362 m2) Großprivatwald auf Teilflächen der 
Flurstücks Nrn. 6926 (Umwandlungsfläche ca. 2.179 m2), 6928 (Umwandlungsfläche ca. 49.064 m2), 
8277/3 (Umwandlungsfläche ca. 24.154 m2) sowie 8279/5 (Umwandlungsfläche ca. 20.965 m2) und 
ca. 7,6 ha (76.746 m2) Körperschaftswald auf einer Teilfläche des Flurstücks Nr. 8277/11, alle auf 
Gemarkung Steißlingen wird gemäß § 11 Abs. 1 LWaldG entsprechend den vorgelegten Unterlagen 
und Plänen unter Beachtung der unter Ziffer VI genannten Nebenbestimmungen genehmigt 
(befristete Waldumwandlungsgenehmigung).

4. Für die Anlage des Walls innerhalb der Anbauverbotszone der Landesstraße L223 wird 
gemäß § 22 Abs. 1 Straßengesetz für Baden-Württemberg (StrG) eine straßenrechtliche 
Ausnahmegenehmigung erteilt.

II.

Befristungen:

Die bau- und naturschutzrechtliche Genehmigung für den Kiesabbau und die Wiederverfüllung der 
Kiesgrube, die wasserrechtliche Befreiung sowie die forstrechtliche Genehmigung zur zeitweiligen 
Waldumwandlung werden bis zum 31.12.2038 befristet erteilt.

Spätestens bis zum Fristablauf muss die plan- und bestimmungsgemäße Rekultivierung und 
Wiederaufforstung abgeschlossen werden.

Landratsamt Konstanz
Benediktinerplatz 1 | 78467 Konstanz | T. +49 7531800-0 | F.+49 7531800-1326 | www.LRAKN.de

VIER LÄNDER R6GION

ni " ODENSEE1

http://www.LRAKN.de


III.
Antragsunterlagen:

Folgende Antragsunterlagen liegen der Entscheidung zugrunde und sind Bestandteil dieser Entscheidung:
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Ordner 1: 1.
1.1
1.2
1.3
1.3.1
1.3.2
1.3.3
1.4
1.5
1.6
1.7
1.8
2.

Antragsunterlagen
Abbauantrag mit landschaftspflegerischem Begleitplan 
Bestandsplan
Abbau-und Rekultivierungsplan
Abbauabschnitte 5a, 1 und 2
Abbauabschnitt 3
Abbauabschnitt 4 und 5
Schnitte A-A'bis H - H'
Gesamtrekultivierungsplan
Gesamtkonzept Übersicht Abbauabschnitte
Gesamtkonzept Abbau-und Rekultivierungsstufen
Flächen für die Sicherung von Altholzbeständen
UVP-Bericht

Ordner II: 3. Rohstoffgeologische und hydrogeologische Erkundung Distrikt 
Hardt „Steißlinger Kiesfeld"

3.1 Hydrogeologische Stellungnahme zum Kiesvorkommen 
Gemarkung Steißlingen südlich „Makariushau"

3.2 Rohstoffgeologische und hydrogeologische Verhältnisse im 
Gewann „Makariushau" Gemeinde Steißlingen Erkundung 2019

3.3 Rohstoffgeologische Erkundung der vorgezogenen Abschnitte 2 
und 5 zum geplanten Kiesabbau Gemarkung Steißlingen
Landkreis Konstanz

4.
5.
6.
6.1.
6.2
7.

Antrag auf befristete Waldumwandlung
Antrag auf artenschutzrechtliche Ausnahme
Projektspezifisches Bodenschutzkonzept
Bewertung des Schutzgutes Boden
Projektspezifisches Bodenschutzkonzept
Rohstoff-und hydrogeologische Ergänzungen zum Abbauantrag 
Erweiterung Kiesabbau Steißlingen (28.02.2022)
Modifikation Monitorprogramm Grundwasserzustrom zum Tief­
brunnen Viehweide des Büros Hydro-Data vom 02.06.2022
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IV.
Baufreigabe:

Die Baufreigabe für den Abbau von Kies wird für die Teilabbaufläche 5a auf Flurstück Nr. 8277/11 erteilt. 
Die Abbaufreigabe der übrigen Abbauabschnitte richtet sich nach den unter Ziffer VI genannten 
Nebenbestimmungen Nrn. 1.1 und 5.4.

V.
Abnahme:

Die Abnahme der ordnungsgemäßen Rekultivierung wird gemäß § 67 Abs. 1 LBO angeordnet.

VI.
Nebenbestimmungen und Hinweise:

1. Allgemeine Nebenbestimmungen zum Kiesabbau und zur Rekultivierung:

1.1 Mit dem Abbau darf erst begonnen werden, wenn durch das Landratsamt Konstanz, Amt für 
Baurecht und Umwelt, für das Abbaugebiet oder einen bestimmten Abschnitt der Abbau 
freigegeben wurde (schriftliche Baufreigabe).

Der Abbau wird erst dann freigegeben, wenn:

• die Sicherheitsleistung gemäß den Nrn. 1.10,1.11 erbracht ist;

• die Absteckung gemäß Nr. 2.7 durchgeführt ist und die Einmessarbeiten gemäß Nr. 2.8 
abgenommen sind;

• der verantwortliche Bauleiter für die Abbaustätte gemäß Nr. 1.2 benannt ist;

• der Fachbauleiter für die Durchführung und Umsetzung des Abbau- und 
Rekultivierungskonzeptes gemäß Nr. 1.3 benannt ist;

• die Benennung des bodenkundlichen Baubegleiters erfolgt und die unter den Nrn. 6.3,
6.4 und 6.6 genannten Verpflichtungen erfüllt sind.

1.2 Für die Abbaustätte muss ein verantwortlicher Aufseher bzw. Bauleiter bestellt werden, dem die 
Pflichten nach § 45 LBO obliegen. Die schriftliche Erklärung des Bauleiters ist vor der Abbaufreigabe 
dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und Umwelt, vorzulegen.

1.3 Für die Umsetzung des Abbau- und Rekultivierungskonzeptes sind ein verantwortlicher 
Fachbauleiter, Fachrichtung Entwicklung- und Freiraumplanung oder Fachrichtung Forst sowie für 
die Umsetzung des Bodenschutzkonzeptes ein bodenkundlicher Baubegleiter zu bestellen. Deren 
schriftliche Erklärung ist vor der Abbaufreigabe dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und 
Umwelt, vorzulegen.
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1.4 Der Betreiber der Abbaustätte hat über die Versorgungsbetriebe vor Abbaubeginn die Lage 
eventuell vorhandener Leitungen und Kabel zu klären. Auftretende Schäden, die durch die 
Abbauarbeiten an vorhandenen Leitungen und Kabel hervorgerufen oder verursacht werden, sind 
vom Betreiber der Abbaustätte zu beheben bzw. die Kosten für deren Beseitigung sind von diesem 
zu tragen.

1.5 Vor dem Beginn des Abbaus ist dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und Umwelt, für den 
Abbaubereich ein digitales Shape File (auf CD) zu übermitteln.

1.6 Zu Beginn jeden Kalenderjahres ist dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und Umwelt, ein 
aktualisiertes Shape File mit Darstellung des Abbaustandes und der Rekultivierung vorzulegen.

1.7 Zu Beginn jeden Kalenderjahres ist dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und Umwelt, eine 
Aufstellung zu übersenden, aus der entnommen werden kann, wie viel Material aus dem 
Abbaugebiet abgebaut bzw. entnommen wurde.

1.8 Für die ordnungsgemäße Durchführung der Rekultivierungsarbeiten nach dem Stand der Technik 
ist der Betreiber der Kiesgrube oder dessen Rechtsnachfolger verantwortlich.

1.9 Das Bodenschutzkonzept ist bei der Rodung der Waldflächen, beim Bodenausbau, bei der 
Zwischenlagerung und bei der Rekultivierung zu beachten und einzuhalten.

1.10 Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Rekultivierung ist vom Abbauunternehmer eine 
Sicherheitsleistung in Form selbstschuldnerischer, unwiderruflicher und unbefristeter 
Bürgschaften eines als Zoll- und Steuerbürgen zugelassenen Kreditinstituts zu erbringen. Die Höhe 
der Sicherheitsleistung errechnet sich aus den angefangenen und noch nicht rekultivierten Flächen. 
Die Sicherheitsleistung ist auf den Betreiber oder dessen Rechtsnachfolger auszustellen. Die 
jeweilige Sicherheitsleistung ist erst vor der Abbaufreigabe zu erbringen.

1.11 Die Höhe der zu erbringenden Sicherheitsleistung errechnet sich aus der abzubauenden und zu 
rekultivierenden Fläche. Das beantragte Abbaugebiet hat eine Fläche von 
ca. 20,51 ha. Nach dem Abbau ist der Abbaubereich wieder als Waldfläche herzustellen. Für 
Waldflächen werden 20.000 €/je angefangener Hektar zur Berechnung der Sicherheitsleistung 
angesetzt, d. h. für 20,51 ha berechnet sich die Gesamtsumme der Sicherheitsbürgschaft auf 
420.000 €.

Aktenzeichen | L2100002 | S. 5

Die zu erbringenden selbstschuldnerischen Bürgschaften berechnen sich für die einzelnen 
Abbauabschnitte wie folgt;

Abbauabschnitt Fläche (ha) Bürgschaftshöhe (€)
5a(vorgezogen) 3,0 60.000

1 3,73 80.000

2 3,37 60.000

3 4,02 80.000
4 3,72 80.000
5 2,67 60.000
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1.12 Nach Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab Festsetzung der Sicherheitsleistung, wird die Bürgschaft 
nach ihrer Höhe unter Beachtung des Geldwertschwundes neu errechnet und festgelegt. Die neu 
festgesetzte Sicherheitsleistung bzw. die Sicherheitsleistung für den Erhöhungsbetrag ist innerhalb 
von drei Monaten nach ihrer Festsetzung zu erbringen. Andernfalls wäre eine wesentliche 
Voraussetzung für die Abbaufreigabe nicht mehr erfüllt und die Abbautätigkeiten wären 
unverzüglich einzustellen bzw. weitere Abbaufreigaben nicht mehr möglich.

2. Konzessions- und Abbaugrenzen, Böschungen:

2.1 Der Kiesabbau und die Rekultivierung innerhalb des Abbaubereiches auf den Flurstücken Nrn. 6926, 
6928, 8277/3, 8277/11 und 8279/5 auf Gemarkung Steißlingen haben plan- und 
bestimmungsgemäß zu erfolgen.

2.2 Der Abbaubereich ist entsprechend der Darstellung im genehmigten Abbauplan auf die 
Grundstücksfläche der Flurstücke Nrn. 6926, 6928, 8277/3, 8277/11 und 8279/5 der Gemarkung 
Steißlingen begrenzt und umfasst eine Fläche von ca. 20,52 ha. Der Abbau darf nur in dem 
genehmigten Abbaubereich erfolgen.

2.3 Die Abbautiefe (Aushubsohle) im Abbaubereich wird entsprechend den genehmigten 
Planunterlagen festgesetzt. Die Abbausohlen in den einzelnen Abbauabschnitten bewegen sich im 
Bereich von 420,00 m ü. NN bis 414,00 m ü. NN und schließen jeweils an die Sohlen der nördlich 
angrenzenden Abbauabschnitte an. Eine Unterschreitung der festgesetzten Abbausohle im 
Rahmen des Abbaus ist unzulässig. Wird das Grundwasser noch vor Erreichen der Abbausohle 
angeschnitten, ist der Abbau unverzüglich einzustellen und mit der Unteren Wasserbehörde des 
Landratsamtes Konstanz das weitere Vorgehen abzustimmen.

2.4 Das Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und Umwelt, behält sich vor, die Höhe der 
Abbausohle jederzeit neu festzulegen. Eine Anpassung kann erforderlich werden, wenn neue 
Erkenntnisse über die Grundwasserverhältnisse vorliegen, die belegen, dass sich der Kiesabbau 
nachteilig auf das Grundwasser auswirken kann, oder öffentliche Interessen diese erfordern. Wird 
festgestellt, dass zwischen der Abbausohle und dem höchstmöglichen Grundwasserstand keine 
wasseraufnahmefähige Schicht aus Kiessand oder keine Deckschicht des natürlichen Bodens von 
mindestens 2,00 m verbleibt, muss die Abbausohle angehoben werden. Zu tief abgebaute Stellen 
müssen wieder mit Kiessand so weit aufgefüllt werden, dass eine Mindestüberdeckung von 2,00 m 
über dem höchsten Grundwasserstand eingehalten wird.

2.5 An geschützten, jedoch sichtbaren Stellen sind im Abbaubereich auf NN bezogene wetterfeste 
Höhenmarken anzubringen. Die Standorte sind so auszuwählen, dass nur eine geringe 
Höhendifferenz zur aktuellen Abbauhöhe mit direkter Sichtverbindung besteht. Werden 
Abbauabschnitte gebildet, ist in jedem Abbauabschnitt eine solche Höhenmarke anzubringen.

Dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und Umwelt, ist nach jedem Einmessen und 
Anbringen der Höhenmarken ein Lageplan vorzulegen, in dem die Positionen, Lage und 
Beschreibungen der Höhenmarken eingetragen sind.

Landratsamt Konstanz
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2.6 Die Grenzsteine im Bereich der Abbaugrenzen sind durch Pflöcke gut sichtbar zu kennzeichnen.

2.7 Die genehmigten Abbaugrenzen sind gut sichtbar mit geeignetem Material abzustecken. 
Hauptmarkierungszeichen sind in einem Abstand von maximal 50 m sowie an jedem Eck- und 
Knickpunkt anzubringen. Hierfür sind Stahlrohre zu verwenden, die fest und dauerhaft 
einzubetonieren sind und mindestens 1 m über das Erdreich herausragen. Die Stahlrohre müssen 
eine gut sichtbare Farbe haben.

2.8 Alle Einmessarbeiten sind gemäß § 59 Abs. 3 LBO von einem Sachverständigen i. S. d. § 5 Abs. 2 
Verfahrensverordnung zur Landesbauordnung (LBOVVO) auszuführen. Das Landratsamt Konstanz, 
Amt für Baurecht und Umwelt, ist rechtzeitig vor Beginn der Messarbeiten zu verständigen. Das 
Messergebnis ist dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und Umwelt, vorder Abbaufreigabe 
vorzulegen.

2.9 Mit den Abbaukanten des Kiesabbaus muss ein Mindestabstand von 5,00 m zu angrenzenden 
Grundstücken eingehalten werden. Hinweis: Die betriebssichere Gestaltung der Abbauwände muss 
den berufsgenossenschaftlichen Vorgaben (Unfallverhütungsvorschrift BGV.C 11) entsprechen.

3. Denkmalschutzrecht:

3.1 Alle Erdarbeiten sind frühzeitig mit dem Kreisarchäologen oder dem Landesamt für Denkmalpflege 
im Regierungspräsidium Stuttgart (Dienststelle Hemmenhofen) terminlich abzustimmen.

3.2 Der Oberbodenabtrag hat mit einem Bagger mit Humuslöffel unter Aufsicht der Kreisarchäologie 
oder des Landesamtes für Denkmalpflege zu erfolgen.

Hinweise:

• Werden bei Erdarbeiten archäologische Fundstellen entdeckt, ist für eine archäologische 
Rettungsgrabung eine öffentlich-rechtliche Investorenvereinbarung mit dem Land Baden- 
Württemberg, vertreten durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium 
Stuttgart, Dienststelle Hemmenhofen, abzuschließen, in welcher die Rahmenbedingungen der 
Rettungsgrabung geregelt werden. Dies ist bei der terminlichen Planung von Bauvorhaben zu 
berücksichtigen.

• Die Kosten einer gegebenenfalls notwendigen archäologischen Rettungsgrabung sind vom 
Vorhabenträgerzu übernehmen.

• Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz sind im gesamten Bauverlauf etwaige Funde (Scherben, 
Knochen, Mauerreste, Metallgegenstände, Gräber, auffällige Bodenverfärbungen) umgehend 
dem Kreisarchäologen oder dem Landesamt für Denkmalpflege zu melden und bis zur 
sachgerechten Dokumentation und Ausgrabung im Boden zu belassen.

• Mit Unterbrechung der Bauarbeiten ist gegebenenfalls zu rechnen und Zeit zur Fundbergung 
einzuräumen.

Aktenzeichen | L2100002 | S. 7
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4. Straßenrecht:

4.1 Mit dem Abbaugebiet ist entsprechend der Darstellung in den Planunterlagen ein Abstand von 
20 m gegenüber den Fahrbahnrändern der B33 neu und der L223 einzuhalten. Der Unterschreitung 
der Anbauverbotszone der L223 wird unter der Bedingung zugestimmt, dass der Böschungsfuß des 
Walls einen Mindestabstand von 10 m zum Fahrbahnrand einhält.

4.2 Die Erschließung des Abbaugebietes hat über das bisherige Wegenetz zu erfolgen.
Direkte Zufahrten von der B 33 und L 223 sind nicht vorgesehen und auch nicht zulässig.

4.3 Bei der späteren Rekultivierung sind die Mindestabstände der Bepflanzung unter 
Berücksichtigung der Richtlinie für passiven Schutz an Straßen (RPS) einzuhalten.

Hinweise:

• Sofern sich weitere Bedingungen und Auflagen aus straßenrechtlicher Sicht als notwendig 
erweisen sollten, behält sich das Landratsamt Konstanz diese ausdrücklich vor.

• Nach § 33 Abs. 1 LBO dürfen bauliche Anlagen nur errichtet werden, wenn die 
einwandfreie Beseitigung des Abwassers und des Niederschlagswassers dauerhaft gesichert 
ist. Das Abwasser ist entsprechend den §§ 55, 56 WHG zu entsorgen.

5. Forstrecht:

5.1 Mit der Waldinanspruchnahme auf den unter Ziffer I Nrn.3.1 und 3.2 bezeichneten Waldflächen 
darf erst begonnen werden, wenn die zur Durchführung des Umwandlungszwecks ggf. 
erforderlichen weiteren öffentlich-rechtlichen Genehmigungen nach anderen Rechtsvorschriften 
der örtlich zuständigen Unteren Forstbehörde vorgelegt wurden und diese die Fläche freigegeben 
hat (aufschiebende Bedingung).

5.2 Im Rahmen der Waldinanspruchnahme und Bauausführung ist größtmögliche Rücksichtnahme auf 
die angrenzenden, verbleibenden Waldflächen, insbesondere auf den Flugkorridor im Zentrum des 
Abbaugebietes zu nehmen. Vor diesem Hintergrund sind die Arbeiten in Abstimmung mit der 
örtlich zuständigen Unteren Forst- und Naturschutzbehörde des Landratsamtes Konstanz 
durchzuführen.

5.3 Die forstrechtliche Genehmigung erlischt, wenn mit der Waldinanspruchnahme nicht bis zum 
28.02.2025 begonnen wurde. Eine Verlängerung der Frist ist auf Antrag möglich.

5.4 Die Freigaben der jeweiligen Abbauabschnitte erfolgen in Abstimmung mit der Unteren 
Forstbehörde beim Landratsamt Konstanz. Grundlage hierfür ist der genehmigte Abbau- und 
Rekultivierungsplan (Unterlage 1.3 mit dazugehörigen Anlagen 1.3.1 bis 1.3.3), der genehmigte 
Gesamtrekultivierungsplan (Unterlage 1.5), die genehmigte Übersicht Gesamtkonzept 
Abbauabschnitte (Unterlage 1.6), das genehmigte Gesamtkonzept Abbau- und
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Rekultivierungsstufen (Unterlage 1.7) sowie das vorliegende Bodenschutzkonzept vom 31.12.2021 
(Unterlage 6).

5.5 Die unter Ziffer I Nrn. 3.1 und 3.2 bezeichneten Flächen bleiben Wald im Sinne von § 2 Abs. 2 
LWaldG. Sie werden nur vorübergehend anderweitig genutzt (Trockenkiesabbau).

5.6 Die vorübergehend beanspruchte Waldfläche ist sukzessive, dem fortschreitenden Abbau stetig 
folgend, entsprechend dem vorgelegten Abbau- und Rekultivierungsplan und im Einvernehmen mit 
den Waldeigentümern sowie der örtlich zuständigen Unteren Forstbehörde des Landratsamtes 
Konstanz zu rekultivieren und naturnah wieder zu bewalden. Folgende Fristen sind - entsprechend 
des Abbauantrages Ziffer 4.2.1 ff (Tabelle 5, S. 63) - einzuhalten:

Verfügte Fristen für die Dauer der Zwischennutzung, der Rekultivierung und 
Wiederaufforstung

Waldfläche Zwischennutzung
(Rohstoffabbau,
Betriebs-, Lagerfläche) 
längstens bis

Durchführung der boden­
technischen Rekultivierung, der 
Wiederaufforstung und Erreichen 
des Stadiums einer gesicherten 
Kultur bis spätestens

Bezeichnung Größe

Abschnitt 5a
(vorgezogen)

3,00 ha 31.12.2025
31.12.2030

(sog. Teilrekultivierung des 
Abschnittes 5)

Abschnitt 1 3,73 ha 31.12.2027 31.12.2032

Abschnitt 2 3,37 ha 31.12.2028 31.12.2034

Abschnitt 3 4,02 ha 31.12.2030 31.12.2035

Abschnitt 4 3,72 ha 31.12.2032 31.12.2037

Abschnitt 5 
(Restfläche)

2,67 ha 31.12.2033 31.12.2038

Summe 20,51 ha

Hinweis:

Die Zwischennutzungsfristen ergeben sich aus den von der Antragstellerin derzeit angenommenen 
konjunkturellen Angaben. Abweichungen vom Antrag sind daher möglich. Der Vorhabenträger 
kann die Fristen - unter Angabe von Gründen - verlängern. Bei der Rekultivierung und
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Wiederbewaldung wurde eine durchschnittliche Dauer von 5 bis 6 Jahren von Seiten der Höheren 
Forstbehörde angenommen. Geringfügige Abweichungen zum Antrag sind möglich.

In den Abschnitten 2, 4 und 5a erfolgt die Rekultivierung rückschreitend, in den Abschnitten 1, 3 
und 5 angepasst an die artenschutzfachliche Konzeption.

5.7 Zur Absicherung des Rekultivierungserfolgs ist für die technisch rekultivierten Flächen eine 
forstliche Standortkartierung durch einen qualifizierten Sachverständigen zu erstellen. Diese hat 
sich an den Vorgaben der oben bezeichneten Broschüre (Kapitel 6.9.2 Standortkartierung: u.a. 
Bodenart, Mächtigkeit der oberen Bodenschicht, Humusgehalt, Störungen des Bodenaufbaus, 
Verdichtungshorizonte, Stauwasserbereiche, maßgebliche bodenchemische und 
bodenphysikalische Parameter) zu orientieren. Das Standortgutachten ist der Höheren 
Forstbehörde zeitnah vorzulegen. Eine Überprüfung durch eigene Sachverständige behält sich die 
Landesforstverwaltung vor. Entspricht der Bodenzustand nicht den Mindestanforderungen, so 
kann die Herstellung des erforderlichen Zustands auf Kosten des Rekultivierungspflichtigen 
verlangt werden. Nach ordnungsgemäßer Rekultivierung des Standorts erfolgt die 
standortgerechte Wiederaufforstung. Diesbezügliche Hinweise ergeben sich aus den Ergebnissen 
des oben genannten Standortgutachtens (u.a. Baumarten, Mischungsform, Vorwald). Zusätzlich 
sind - bei Eigentumswechsel - die Belange des §§ 15 und 19 Nachbarrechtsgesetz (NRG) bei der 
Wiederbewaldung zu berücksichtigen und die erforderlichen Vermessungsarbeiten nach Einbau 
der Rekultivierungsschicht durchzuführen (Ziffer 5.15). Der Zielzustand ist eine vollständige 
Bestockung (± Bodenbedeckung) aus einem standörtlich geeigneten Laubmischwald (gemäß 
forstlichen Standortgutachten). Die Bäume müssen vital sein (keine Wuchsstockungen) und das 
Stadium einer gesicherten Kultur (Oberhöhe mindestens 2,5 bis 3 m) aufweisen.

Spätestens bis zum 31.12.2038 müssen Rekultivierung und Wiederaufforstung auf der gesamten 
Fläche vollständig abgeschlossen sein. Davon unberührt bleibt das sukzessive Vorgehen, wonach 
Abbau, Rekultivierung und Wiederaufforstung Zug um Zug zu erfolgen haben

Für die ordnungsgemäße Durchführung der Rekultivierungsarbeiten und Wiederaufforstung nach 
dem Stand der Technik ist der Vorhabenträger bzw. sein Rechtsnachfolger verantwortlich.

Hinweis:

Die Mindestanforderungen an die Art und Weise der Rekultivierung ergeben sich aus der Broschüre 
„Forstliche Rekultivierung", Schriftenreihe der Umweltberatung im Iste, Band 3 (3., überarbeitete 
Auflage; November 2011; ISBN 978-3-923107-59-9). Hervorzuheben sind in diesem 
Zusammenhang die Kapitel 6.6 Rekultivierungsschicht (u.a. Mächtigkeit 1,2-1,5 m; darunter 
Tiefenlockerung 0,5-0,8 m; wenn Füllkörper und Rekultivierungsschicht zusammen eine 
Schichtdicke von <3m haben, so ist auch eine Tiefenlockerung der Abbausohle erforderlich) und 6.8 
Bodenverbesserung (insbesondere Tiefenlockerung 0,5-0,8 m; ggf. Zwischenbegrünung).
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5.8 Sollte die Rekultivierung und Wiederbewaldung innerhalb der festgesetzten Fristen nicht 
vollständig abgeschlossen werden, ist aufgrund langfristiger Inanspruchnahme der Waldfläche bei 
Überschreitung der 25 Jahresfrist ein weiterer forstrechtlicher Ausgleich gern. § 11 i. V. m. 
§ 9 Abs. 3 LWaldG zu erbringen (sog. Ausgleich für„time-lag"). Art und Umfang des forstrechtlichen 
Ausgleiches werden dann in Abhängigkeit der über die Fristen hinausgehenden 
Waldinanspruchnahme (Dauer und Flächengröße) von der Flöheren Forstbehörde festgesetzt.

5.9 Soweit im Zusammenhang mit dem beantragten Vorhaben Schäden an verbleibenden bzw. derzeit 
forstlich benötigten Waldwegen (inkl. Wasserableitungssysteme) entstehen, sind diese 
unverzüglich, mindestens jedoch jährlich, zu beheben. Diesbezüglich hat sich der Vorhabenträger 
regelmäßig und rechtzeitig mit der örtlich zuständigen Unteren Forstbehörde des Landratsamtes 
Konstanz abzustimmen. Die Erschließung der zukünftigen Bewaldung auf den befristet 
umgewandelten Flächen erfolgt auf Kosten des Vorhabenträgers bzw. seines Rechtsnachfolgers 
entsprechend den Vorgaben der zuständigen Unteren Forstbehörde. Die Belange des § 19 LWaldG 
sind zu berücksichtigen. Die forstliche Erschließung erfolgt auf Grundlage der Richtlinie Ländlicher 
Wegebau (RLW: Teil 1: Richtlinien für die Anlage und Dimensionierung Ländlicher Wege -August 
2016-, korrigierte Fassung, Stand: November 2018) sowie der Hinweise zum forst- und 
naturschutzrechtlich konformen Vorgehen bei Erschließungsmaßnahmen im Wald (MLR 
20.03.2017 AZ: 52-8640.00). Der Einbau von zertifiziertem Recyclingmaterial wird in diesem 
Zusammenhang ausgeschlossen.

5.10 Auf Aufforderung der Unteren Forstbehörde ist über den jeweils aktuellen Sachstand bezüglich 
Umwandlung, Abbau, Rekultivierung und Wiederaufforstung in geeigneter Form zu berichten. 
Letzteres umfasst insbesondere die Fertigung diesbezüglicher Karten sowie die Durchführung von 
Ortsterminen zur Begutachtung des Rekultivierungserfolgs.

5.11 Zur Erfüllung der Rekultivierungs- und Wiederaufforstungspflicht (vgl. Nebenbestimmungen Nrn.
5.4 bis 5.6) ist eine Sicherheitsleistung in Form einer unbefristeten selbstschuldnerischen 
Bankbürgschaft zu erbringen. Deren Höhe beträgt 20.000 € je angefangenem Hektar befristet 
umgewandelter und noch nicht ordnungsgemäß wiederaufgeforsteter Fläche. Hierbei können 
Sicherheitsleistungen, die mit der bau- und naturschutzrechtlichen Genehmigung für den gleichen 
Zweck festgesetzt wurden, auf die forstrechtliche Sicherheitsleistung angerechnet werden. Die 
Sicherheitsleistung ist beim Landratsamt Konstanz vorzulegen bzw. zu hinterlegen (sh. Nr. 1.11).

Die Höhe der Sicherheitsleistung ist jährlich (Stichtag 01.06.) in Abhängigkeit vom Umfang der 
befristet umgewandelten, noch nicht rekultivierten und wiederaufgeforsteten Waldfläche 
anzupassen.

5.12 Die für die Abbaufläche mit der bau- und naturschutzrechtlichen Genehmigung festgesetzten 
Nebenbestimmungen sind, soweit sie forstliche Belange in irgendeiner Form betreffen, auch 
Gegenstand dieser forstrechtlichen Genehmigung.

5.13 Die befristeten Waldumwandlungsgenehmigungen nach Ziffer I Nrn. 3.1 und 3.2 erlöschen mit 
Ablauf der festgesetzten Zwischennutzungsfristen der unter Nr. 5.6 festgesetzten Fristen der 
jeweiligen Abbauphasen bzw. mit Erlöschen der bau- und naturschutzrechtlichen Genehmigung. In
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letzterem Fall ist die bis dahin befristet umgewandelte Waldfläche innerhalb von zwei Jahren 
vollständig ordnungsgemäß zu rekultivieren und wiederaufzuforsten. Eine Verlängerung der Fristen 
wird auf Antrag beim Landratsamt Konstanz geprüft.

5.14 Nach Ablauf der unter Nr. 5.6 festgesetzten Frist (31.12.2038) bzw. nach Erlöschen der befristeten 
Umwandlungsgenehmigung müssen sämtliche baulichen Anlagen im Sinne von § 2 LBO sowie 
Anlagen und Einrichtungen im Sinne von § 52 LBO ordnungsgemäß beseitigt sein. In letzterem Fall 
ist die bis dahin befristet umgewandelte Waldfläche innerhalb von zwei Jahren vollständig und 
ordnungsgemäß zu rekultivieren und wiederaufzuforsten (vgl. Nr. 5. 6).

5.15 Erforderliche Vermessungsarbeiten sind spätestens innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf der 
unter Nr. 5.6 genannten Rekultivierungs- und Wiederbewaldungsfristen auf Veranlassung der 
Antragstellerin bzw. ihres Rechtsnachfolgers durchzuführen. Innerhalb der zu rekultivierenden 
Waldbestände sind die Vermessungsarbeiten bei Waldbesitzwechsel unmittelbar nach Einbau der 
Rekultivierungsschicht durchzuführen.

Hinweis:
Ausschluss forstliche Förderung: Für die festgesetzte forstrechtliche Rekultivierung und 
Wiederbewaldung dürfen keine öffentlichen Fördermittel in Anspruch genommen werden.

6. Naturschutzrecht:

6.1 Die in den Antragsunterlagen aufgeführten Vermeidungs- und Minimierungs- sowie 
Kompensationsmaßnahmen (Kap. 9.2 und 9.3 des Gesamtkonzepts Kiesabbau Steißlingen - UVP- 
Bericht mit Stand vom 10.01.2022 sowie Anhang 1, Gesamtkonzept der Arbeitsgruppe für 
Tierökologie und Planung GmbH mit Stand vom Dezember 2021) sind vollumfänglich umzusetzen. 
Die Arbeiten sind mit der „Arbeitsgruppe für Tierökologie und Planung GmbH" fortwährend 
abzustimmen.

6.2 Es sind mit ausreichender Vorlaufzeit größere Sukzessionsflächen auf jüngeren und strukturarmen 
Aufforstungsflächen umzusetzen, die zu Beginn der schon jetzt geplanten Eingriffe in die 
Haselmaushabitate funktionsfähig und für die Haselmaus besiedelbar sind. Diese Ausweichhabitate 
sind durch ein Fachbüro zu planen und mit der Unteren Naturschutzbehörde sowie der Höheren 
Naturschutzbehörde abzustimmen.

6.3 Vor der Freigabe weiterer einzelner Abbauabschnitte des Gesamtkonzepts ist in Abstimmung mit 
der Unteren Naturschutzbehörde sowie der Höheren Naturschutzbehörde eine Plausibilisierung 
der vorgelegten artenschutzrechtlichen Antragsunterlagen durchzuführen.

6.4 Im Rahmen der Freigabe der einzelnen Abbauabschnitte sind die erforderlichen 
artenschutzrechtlichen Ausnahmeanträge mit einem Vorlauf von mindestens drei Monaten zu 
stellen.

6.5 Der Abbau hat wie beantragt so zu erfolgen, dass der Flugkorridor für die Fledermaus zu jedem 
Zeitpunkt in seiner Funktion erhalten bleibt.
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6.6 Die Flächensicherung der Altholzbestände gemäß dem Flächenpool (Kap. 6.3.2. des Abbauantrages) 
sind der Unteren Naturschutzbehörde sowie der Höheren Naturschutzbehörde gemäß 
Abbaufortschritt jeweils bei der Beantragung der Freigabe der einzelnen Abbauabschnitte 
unaufgefordert mitzuteilen.

6.7 Die Flächensicherung ist insgesamt so lange zu gewährleisten, wie die Beeinträchtigung von Natur 
und Landschaft durch die Räumung der Flächen andauert und die ökologische Funktionsfähigkeit 
nach dem Verfüllen und der Rekultivierung der Waldbestände auf den ehemaligen 
Kiesabbauflächen wieder erfüllt wird. Dabei muss das Erreichen der ökologischen 
Funktionsfähigkeit fachgutachterlich bewertet werden.

6.8 Die (Zwischen-) Ergebnisse des Monitorings sind der Unteren Naturschutzbehörde sowie der 
Höheren Naturschutzbehörde regelmäßig im jährlichen Turnus vorzulegen.

Hinweis.

Auf die artenschutzrechtliche Ausnahme des Regierungspräsidiums Freiburg, Höhere 
Naturschutzbehörde, vom 10.02.2022, betreffend Teilabbaufläche 5a auf Flurstück 
Nr. 8277/11 (Teil) wird verwiesen.

7. Immissionsschutz, Betriebssicherheit, Abfallrecht:

7.1 Immissionsschutz:
Beim Betrieb anfallende Staubemissionen sind am Entstehungsort zu bekämpfen. Zur Minimierung 
von Staubemissionen sind rechtzeitig geeignete Maßnahmen zu treffen, wie etwa die 
vorübergehende Begrünung von länger freiliegenden Flächen, Abdeckung oder Anfeuchtung von 
Flächen, die Wasserbedüsung der Staubquellen im Gewinnungs- und Förderbereich, die 
Behandlung der Fahrwege mit staubbindenden Mitteln, kurze Ladewege, die Kapselung der 
Staubquellen, ggfs. Reifenwaschanlage etc. Die Beschäftigten sind über die zur Minimierung von 
Staubemissionen vorgesehenen und zu treffenden Maßnahmen zu unterweisen.

7.2 Betriebssicherheit:

a) Bei der Planung, Errichtung und beim Betrieb der Anlagen sind die Unfallverhütungsvorschriften 
einschließlich der Richtlinien und Merkblätter der zuständigen Berufsgenossenschaft, der 
Unfallversicherungen, die Vorschriften des Verbandes Deutscher Elektrotechniker (VDE) und die 
DIN- und EN-Vorschriften sowie die Arbeitsstättenverordnung einschließlich der zugehörigen 
Richtlinien jeweils in den zurzeit geltenden Fassungen zu beachten.

b) Förderbänder müssen der Unfallverhütungsvorschrift DGUV Information 208-018 - 
Stetigförderer entsprechen.

• Trommeln, Räder und Rollen, an denen die Zugorgane um- oder abgelenkt werden sowie 
Kettenräder müssen so gesichert sein, dass Personen nicht in die Auflaufstelle gelangen 
können.
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• Besonders im Arbeits- und Verkehrsbereich müssen Notabschalteinrichtungen (z.B. 
Reißleinen mit Zugschalter) angebracht sein, die leicht und so schnell erreichbar sind, damit 
das Förderband bei Gefahr unverzüglich stillgesetzt werden kann. Ein Wiedereinschalten darf 
ohne Entriegelung an Ort und Stelle nicht möglich sein.

c) Die Betriebsflächen sind während der Abgrabung und Herrichtung gegen unbefugtes Betreten 
abzusichern. In der Nähe von öffentlichen Straßen und Wegen ist im Umkreis von 20 m ein 2,00 
m hoher Maschendraht- oder Wildzaun (Knotengeflechtzaun) zu errichten. Der Abstand der 
Zaunanlage von der oberen Böschungskante muss mindestens 5,00 m betragen. Die Zäune sind 
ständig zu unterhalten.

d) Auf die von der Abgrabung bzw. dem Verfüllbetrieb ausgehenden Gefahren ist alle 100 m durch 
auffällig gestaltete, an der Grenze der Betriebsflächen (zum Beispiel am Zaun) angebrachte 
Warnschilder; hinzuweisen.

7.3 Abfallrecht:
Alle Abfälle, hierzu gehören auch z. B. Müll, Schutt, Rindenmulch, Grünschnitt, Schwemmsand und 
dergleichen, dürfen nicht in der Abbaustätte abgelagert oder eingebaut werden. Der Betreiber der 
Abbaustätte ist verpflichtet, keinerlei solche Ablagerungen vorzunehmen oder zu dulden. Werden 
Abfallstoffe auch unerlaubt von Dritten in das Abbaugelände eingebracht, sind sie vom Betreiber 
unverzüglich ohne besondere Aufforderung durch die Aufsichtsbehörde aus der Grube zu 
entfernen und entsprechend dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) ordnungsgemäß zu 
entsorgen.

Hinweis:

Wassergefährdende Stoffe: Die weitgehende Verwendung biologisch abbaubarer Schmierstoffe 
und Hydraulikflüssigkeiten für die ortsfesten und -beweglichen Arbeitsmittel ist zu prüfen.

8. Rekultivierung:

A) Vorbereitende Maßnahmen zur Rekultivierung:

8.1 Humushaltiger Oberboden, sonstiger kulturfähiger Boden und nicht kulturfähiger Unterboden sind 
getrennt voneinander abzutragen und zur späteren Rekultivierung ordnungsgemäß 
zwischenzulagern.

8.2 Die Lagerung des Mutterbodens (A- und B-Horizonte) muss in Mieten mit einer maximalen Höhe 
von 2,00 m erfolgen; bei zu erwartenden Zwischenlagerzeiten von mehr als 6 Monaten sind die 
Mieten mit geeigneten, stark wasserzehrenden Pflanzen (z. B. Raps, Luzerne, Phacelia), zu 
begrünen.

8.3 Nach Beendigung des Kiesabbaus ist vor dem Auftrag von Abraum und Mutterboden im Bereich 
der Rekultivierungsflächen eine Tiefenlockerung mit einer Tiefe von mindestens 0,8 m 
vorzunehmen.
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8.4 Zur Verdichtung neigendes Material darf keinesfalls großflächig eingebaut werden. ZurVerdichtung 
neigendes Material kann in die Böschungen eingebaut werden.

8.5 Der Auftrag von Abraum und Mutterboden ist abschnittsweise durchzuführen.

8.6 Zum Aufbau des Unterbodens darf nur humusfreies Material verwendet werden.

B) Materialeignung zur Rekultivierung:

8.7 Als Auffüllmaterial darf nur unbelasteter Bodenaushub verwendet werden, welcher frei von 
Fremdbeimengungen (z. B. Bauschutt u. a.) ist. Maßgeblich sind hierbei die Z O-Werte der 
Verwaltungsvorschrift über die Verwertung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial vom 
14.03.2007. Die in der dortigen Tabelle 6-1 aufgeführten Zuordnungswerte Z 0 sind hinsichtlich 
der Schadstoffgesamtgehalte sowie der mobilen Schadstoffe in der jeweils geltenden Fassung 
einzuhalten.

8.8 Im Bereich der durchwurzelbaren Bodenzone (Mindestmächtigkeit 2,00 m) darf nur Material 
eingebaut werden, welches hinsichtlich der Schadstoffgesamtgehalte die Vorsorgewerte gemäß 
Anhang 2 Nr. 4 der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) sowie hinsichtlich 
der mobilen Schadstoffe die Prüfwerte für Bodensickerwasser gemäß Anhang 2 Nr. 3 BBodSchV in 
der jeweils geltenden Fassung einhält. Im Bereich von landwirtschaftlicher Folgenutzung dürfen in 
der durchwurzelbaren Bodenschicht 70 % der Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr. 4 der BBodSchV 
nicht überschritten werden.

Hinweis:

Bei der Feststellung der Materialeignung hinsichtlich physikalischer Beschaffenheit und stofflicher 
Eigenschaft ist die DIN 19731 zu beachten.

C) Überwachung / Nachweispflichten zur Rekultivierung:

8.9 Für geeignetes Aushubmaterial, das aus Bereichen stammt die außerhalb von Altlastverdachts­
flächen sowie Verdachtsflächen mit schädlicher Bodenveränderung liegen, und welches zur 
Rekultivierung vorgesehen ist, ist hinsichtlich Herkunft und Unbedenklichkeit im Vorfeld der 
Maßnahme eine sogenannte „Vereinfachte Erklärung" (siehe Anlage) auszustellen; diese 
Bescheinigung ist bei erstmaliger Anlieferung eines bescheinigten Materials dem 
Überwachungspersonal des Abnehmers auszuhändigen.

8.10 Die Formulare der Unbedenklichkeitsbescheinigungen sind nach Abzeichnung durch den Abnehmer 
in einem Betriebstagebuch zu sammeln. Das Betriebstagebuch ist dem Landratsamt Konstanz, 
Untere Bodenschutzbehörde, auf Verlangen zur Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen.

8.11 Für weitere Anlieferungen aus bescheinigten Baustellen ist jede einzelne Fuhre vorOrt in eine Liste 
mit nachstehenden Angaben einzutragen. Diese Liste ist jährlich unaufgefordert dem Landratsamt
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Konstanz in digitaler Form (z.B. als Excel-Tabelle) vorzulegen:
• Materialart
» Menge

• Herkunft, genaue Bezeichnung der Baustelle
• Einbaustelle

• Bemerkungen, z.B. Beanstandungen, etc. (bei Beanstandungen ist unverzüglich die
Betriebsleitung des Kieswerks zu verständigen)

8.12 Aushubmaterial aus dem Bereich von Flächen, bei denen ein Verdacht auf Kontamination vorliegt, 
z. B. bei ehemaliger oder bestehender gewerblicher/industrieller oder militärischer Nutzung, aus 
dem Verdachtsbereich schädlicher Bodenveränderungen oder Altlasten, aus dem Randbereich 
(10,00 m) vielbefahrener Straßen sowie aus dem Kernbereich urbaner Nutzung und bei Mengen 
oberhalb von 500 m3 pro Anfallort, darf nur für Rekultivierungszwecke angeliefert werden, wenn 
seine Unbedenklichkeit und Eignung durch einen sachverständigen Gutachter vorab festgestellt 
und die Unbedenklichkeit vom Landratsamt Konstanz, Untere Bodenschutzbehörde, bestätigt 
wurde.

Hinweis:

Für diese Bestätigung sind in der Regel Angaben zur Materialherkunft, -menge sowie zur 
bodenkundlichen Ansprache zu machen, außerdem ist die Verdachtslage detailliert darzustellen 
und das Ergebnis eines abgestimmten Untersuchungsumfangs vorzulegen. Unterlagen über 
Materialeignung und behördliche Zustimmung sowie ein Frachtbegleitschein sind bei der 
Anlieferung zu übergeben.

8.13 Die Eignungsunterlagen nach Nr. 8.12 sind in das Betriebstagebuch einzutragen bzw. dort zu 
sammeln.

8.14 Alle zur Rekultivierung angelieferten Materialien sind im Eingangsbereich der 
Rekultivierungsanlage, ggfs, beim Abkippen, einer Eingangskontrolle zu unterziehen; 
entsprechende Eintragungen in das Betriebstagebuch (Liste) sind vorzunehmen.

8.15 Zusätzlich zur Eingangskontrolle ist eine sogenanntn Abkippkontrolle vorzunehmen. Hierbei ist auf 
Auffälligkeiten hinsichtlich Geruch, Aussehen, Farbe, Grobbodenanteil, Fremdbestandteile zu 
achten; das Ergebnis dieser Kontrolle ist im Formblatt der Bescheinigung über die Unbedenklichkeit 
festzuhalten. Darüber hinaus ist auf diesem Formblatt bzw. in einer Anlage zur gutachterlichen 
Aussage von Materialien aus sog. Verdachtsbereichen der Einbauort zu dokumentieren.

8.16 Die Auffüllfläche ist in Verfüllabschnitte zu unterteilen; dieser Abschnittsplan ist dem Landratsamt 
Konstanz, Untere Bodenschutzbehörde, zur Verfügung zu stellen.

8.17 Alle 10.000 m3 an Materialanlieferungen ist auf Kosten des Betreibers und in Absprache mit der 
Unteren Bodenschutzbehörde des Landratsamtes Konstanz eine Fremdüberwachung (Probenahme 
und Analytik) des Auffüllmaterials durchzuführen. Die Ergebnisse sind zu dokumentieren und 
grundsätzlich jährlich der Unteren Bodenschutzbehörde vorzulegen. Bei festgestellten
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Grenzwertüberschreitungen ist die vorgenannte Behörde unverzüglich zu verständigen und das 
weitere Vorgehen abzustimmen.

8.18 Auf Kosten des Betreibers kann das Landratsamt Konstanz zudem mindestens 2-mal jährlich - bei 
Beanstandungen entsprechend öfter - Proben des abgekippten /aufgefüllten Bodenmaterials auf 
Kosten des Betreibers entnehmen und untersuchen lassen; hierfür ist den Bediensteten des 
Landratsamtes Zugang zu den Auffüllflächen zu gewähren.

8.19 Die Umsetzung des Bodenschutzkonzeptes ist durch eine fachkundige bodenkundliche 
Baubegleitung (BBB) zu überwachen. Der beauftragte Gutachter ist dem Landratsamt Konstanz, 
Untere Bodenschutzbehörde, rechtzeitig im Vorfeld namentlich zu benennen. Es ist ein Nachweis 
zu erbringen, dass bodenkundlicher Sachverstand vorhanden ist (bodenkundliche Fachausbildung 
und/oder Arbeitserfahrung in diesem Bereich; § 2 Abs.3 LBodSchAG).

D) Durchführung der Rekultivierung:

8.20 Die Rekultivierung mit Fremdmaterial hat antragsgemäß nach den Vorgaben der Planung und dem 
Formblatt (= „Vereinfachte Erklärung über die Herkunft und Unbedenklichkeit von Bodenaushub") 
zu erfolgen. Abweichungen hiervon bedürfen der erneuten fachlichen Prüfung durch das 
Landratsamt Konstanz.

8.21 Vor Beginn der Rekultivierung sind Abfälle jedweder Art, belastete Bodenmaterialien sowie evtl, 
vorhandener Pflanzenbewuchs (gemeint sind Bäume) und humose Bodenschichten zu entfernen 
und die Sohle der Kiesgrube tiefenzulockern.

8.22 Bei der Herstellung der durchwurzelbaren Bodenschicht sind Verdichtungen des Unterbodens auf 
das unvermeidbare Maß zu beschränken.

8.23 Der Mutterboden selbst darf nicht verdichtet werden; unvermeidbare Verdichtungen sind mit 
entsprechendem Gerät zu lockern.

8.24 Vor und nach dem Humusauftrag sind die Rekultivierungsflächen nochmals auf eine Tiefe von 
1,00 m aufzulockern.

8.25 Das Eindringen von Schadstoffen in den Boden (z. B. durch Maschineneinsatz) während des Abbaus 
und der Rekultivierung ist durch entsprechende Kontrollen und Maßnahmen zu verhindern.

Bei der Durchführung der Maßnahme sind insbesondere die einschlägigen Vorschriften des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) und der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrwG) und des hierzu ergangenen 
untergesetzlichen Regelwerkes sowie ggfs, die Belange des Naturschutzes zu beachten.

Hinweis:
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9. Grundwasserschutz:

9.1 Über dem höchsten Grundwasserhorizont ist eine Überdeckung von mindestens 1,00 m zu erhalten 
(vgl. Nrn. 2.3 und 2.4). Zudem ist ergänzend der im hydrogeologischen Gutachten vorgeschlagene 
Sicherheitszuschlag von 2,00 m zum Grundwasserstand vom 24.02.2022 bis zur Abbausohle 
einzuhalten. Die Abbausohlen werden gemäß Abbildung 5b (S. 29 der rohstoff-und 
hydrogeologischen Ergänzungen zum Abbauantrag Erweiterung Kiesabbau Steißlingen vom 
28.02.2022) festgelegt. Dies entspricht der Stichtagsmessung vom 24.02.2022.

9.2 Grundwasser darf weder entnommen, abgeleitet noch freigesetzt werden. Für eine 
Grundwasserbenutzung ist ein gesondertes wasserrechtliches Erlaubnisverfahren durchzuführen.

9.3 Grundwasserschädigende Stoffe, insbesondere Öl- und Treibstoffe, dürfen nicht in den Untergrund 
eingeleitet werden. Treibstoffe dürfen deshalb nur gelagert werden, wenn hierfür eine 
Genehmigung vorher beantragt und erteilt wurde. Bei den Baumaschinen vor Ort sind 
bioabbaubare Stoffe (Hydrauliköl, Schmierstoffe, usw.) im Betrieb zu verwenden.

9.4 Beim Anschneiden von Grundwasser (außer Schichtwasser) vor oder beim Erreichen der 
festgesetzten Abbausohlen ist der Abbau unverzüglich einzustellen und das Landratsamt Konstanz, 
Untere Wasserbehörde, zu verständigen.

9.5 Der Abbauabschnitt 1 ist während einer möglichst kurzen Abbauphase zu erschließen und danach 
unverzüglich wieder zu rekultivieren.

9.6 Das den Planunterlagen beigefügte „modifizierte Monitoringprogramm Zustrom TB Viehweide" 
(02.06.2022) ist vollumfänglich zu beachten. Ergänzend sind in Anlehnung an die Empfehlungen im 
Leitfaden „Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft" (LfU,2004) quartalsmäßig derVor-Ort-Parameter 
„Redoxpotential" sowie jährlich laboranalytisch auch „(Ortho-) Phosphat" und „Bor" zu bestimmen.

9.7 Es hat eine quartalsweise Beprobung der im „modifizierten Monitoringprogramm Zustrom TB 
Viehweide" (02.06.2022) festgelegten Messstellen und zusätzlich an dem bestehenden Pegel 
357/422 und dem TB Viehweide selbst (Pegel 358/422) zu erfolgen.

9.8 Die Festlegung der zu untersuchenden Parameter erfolgt durch die Untere Wasserbehörde des 
Landratsamtes Konstanz in Anlehnung an die Empfehlungen des Leitfadens „Kiesgewinnung und 
Wasserwirtschaft".

9.9 Es hat eine kontinuierliche Überwachung der Grundwasserstände in den gemäß r Nr. 9.7 genannten 
Messstellen mittels Datenlogger zu erfolgen. Dabei ist ebenfalls die elektrische Leitfähigkeit 
aufzuzeichnen und quartalsweise auszuwerten.

Das Landratsamt Konstanz wird die Stadtwerke Radolfzell jährlich über die Ergebnisse des 
Grundwassermonitorings unterrichten.

9.10 Nach der Abbauphase und während der Rekultivierungsphase darf nur Material der 
Einbaukonfiguration Z0 entsprechend der Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-

Hinweis:
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Württemberg für die Verwertung von als Abfall eingestuften Bodenmaterial für den Wiedereinbau 
verwendet werden. Dies ist entsprechend zu überwachen und zu dokumentieren.

9.11 Die im o.g. „modifizierten Monitoringprogramm" genannten Messstellen (gemäß Ziffer 9.7) sind 
auf Kosten der Antragstellerin 5 Jahre lang nach der Abbauphase jährlich entsprechend den 
Parametervorgaben der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes Konstanz zu beproben.

9.12 Weiterhin garantiert der Antragssteller die unbefristete Kostenübernahme für Maßnahmen zur 
sicheren Trinkwasserversorgung, die bei einem Ausfall oder der eingeschränkten Nutzung des 
TB Viehweide, welcher auf den Kiesabbau nach dieser Entscheidung zurückzuführen ist, beruhen. 
Dies schließt beispielsweise die Errichtung eines dann notwendigen Ersatzbrunnens mit ein.

10. Sonstige Nebenbestimmungen und Hinweise:

10.1 Die Genehmigung wird unbeschadet privater Rechte Dritter erteilt.

10.2 Stimmt der Textteil dieser Genehmigung nicht mit den Planunterlagen überein, z. B. Korrekturen 
an den Plänen wurden vergessen, so ist der Textteil der Genehmigung maßgebend.

10.3 Der Beginn und die Beendigung des Abbaus sind dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und 
Umwelt, unaufgefordert anzuzeigen.

10.4 Die Genehmigung erlischt gemäß §§ 62 Abs. 3 LBO und 24 Abs. 5 NatSchG, wenn

a) nicht innerhalb von drei Jahren nach Erteilung der Genehmigung mit dem Vorhaben 
begonnen

oder

b) der Kiesabbau mehr als drei Jahre unterbrochen wird. Unterbrechungen (Beginn und Ende) 
sind dem Landratsamt Konstanz, Amt für Baurecht und Umwelt, anzuzeigen.

10.5 Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Auflagen ohne Entschädigung wird im 
überwiegenden öffentlichen Interesse ausdrücklich Vorbehalten.

10.6 Diese Entscheidung kann jederzeit vom Landratsamt Konstanz entschädigungslos widerrufen 
werden, wenn bei Durchführung der befristeten Waldumwandlung bzw. der Auffüllung mit 
Fremdmaterial nachweislich das Wohl der Allgemeinheit beeinträchtigt wird.

VII.
Begründung:

A. Antragsgegenstand und Verfahrensablauf:

Die Kieswerk Schray GmbH & Co. KG hat am 10.01.2022 die Erteilung der naturschutz-, bau- und 
forstrechtlichen Genehmigungen für die Erweiterung der Abbaustätte auf den Flurstücken Nrn. 8277/11,

Landratsamt Konstanz

Benediktinerplatz 1 | 78467 Konstanz | T. +49 7531 800-0 | F.+49 7531800-1326 | www.LRAKN.de
KTI111I VIER LÄNDER REGION

tri BODENSEE"

http://www.LRAKN.de


/[+| LANDKREIS
KONSTANZ

6926, 6928, 8277/3 und 8279/5 der Gemarkung Steißlingen beantragt. Dies unter anderem aufgrund des 
fortgeschrittenen Abbaus in den zuletzt genehmigten und zum Abbau freigegebenen Abbauflächen 
„Stockfeld II" und „Grubenwald". Der Antrag umfasst die verbliebenen Waldflächen im Abbaugebiet Nr. 
10 „Steißlingen" des Teilregionalplans „Oberflächennahe Rohstoffe 2005" (bzw. im Abbaugebiet KN-16 
AG der am 27.04.2021 als Satzung beschlossenen [jedoch zum Zeitpunkt dieser Entescheidung noch nicht 
genehmigten] Fortschreibung des Teilregionalplans 2021) nördlich der Bundesstraße B 33 neu. Die 
Erweiterungsfläche wird im Westen durch die Landesstraße L 223, im Süden durch die Bundesstraße B 33 
neu und im Norden und Osten durch die aktuellen und früheren Abbaubereiche Makariushau, Stockfeld 
und Grubenwald umschlossen. Die Erweiterungsfläche ist Teil des Waldverbands und liegt in der 
Schutzzone III des rechtsverbindlichen Wasserschutzgebiets für den Tiefbrunnen Viehweide (öffentliche 
Trinkwasserversorgung der Stadtwerke Radolfzell). Die beantragte Abbaufläche hat eine Größe von 20,5 
ha, die in fünf Abbauabschnitte gegliedert wird. Die fünf Abbauabschnitte umfassen eine ca. 5,8 ha große 
Waldfläche, die als Bestandteil des artenschutzrechtlichen Gesamtkonzepts auch während des 
Kiesabbaus erhalten wird. Der Kiesabbau soll als Trockenabbau erfolgen; mit der Abbausohle wird eine 
Mindestüberdeckung überdem Grundwasserleitereingehalten. Die Waldumwandlung und der Kiesabbau 
werden abschnittsweise erfolgen. Rekultivierungsziel ist die Wiederherstellung des Geländereliefs und 
der Waldnutzung. Als naturschutzrechtlicher Ausgleich sollen Sekundärbiotope zur Förderung 
naturschutzrelevanter Arten und Artengemeinschaften belassen oder angelegt werden. Die 
Rekultivierung und Wiederaufforstung sollen dem Abbau folgend schrittweise durchgeführt werden. Der 
Wald auf der beantragten Konzessionsfläche ist Bestandteil der Lebens- und Verbundräume geschützter 
Tierarten (u. a. Haselmaus, verschiedene Fledermausarten). Neben dem Erhalt des zentralen 
Waldkorridors ist der Erhalt eines Wanderkorridors für geschützte Fledermausarten zu ihren südlich der 
Bundesstraße B 33 im Naturschutzgebiet „Lützelsee" gelegenen Jagdhabitaten während des Kiesabbaus 
und der Rekultivierung Bestandteil des artenschutzrechtlichen Konzepts. Als geeignete Lebensräume für 
Fledermäuse sollen zudem in der näheren Umgebung auf verschiedenen Waldstandorten auf den 
Gemarkungen Steißlingen und Böhringen hiebsreife Altholzbestände erhalten werden. Der Abbau soll ca. 
8 Jahre dauern; die Rekultivierung und Wiederaufforstung sollen nach ca. 15 Jahren abgeschlossen 
werden.

Als Bestandteil des Genehmigungsverfahrens wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist aufgrund der Flächengröße sowohl für die befristete 
Waldumwandlung nach Nr. 17.2.1 der Anlage 1 zum Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) als 
auch für den eigentlichen Kiesabbau in Summation mit den vorangegangenen noch im Abbau befindlichen 
bzw. noch nicht abschließend rekultivierten Abbauflächen (Makariushau, Stockfeld I und II, Grubenwald) 
nach Nr. 4.2.1 der Anlage 1 zum Umweltverwaltungsgesetz (UVwG) vorgeschrieben.

Die öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens erfolgte am 17.02.2022 im Mitteilungsblatt der 
Gemeinde Steißlingen, der Homepage der Stadt Radolfzell, dem UVP-Portal des Landes Baden- 
Württemberg und der Homepage des Landratsamtes Konstanz.
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Am 26.11.2021 wurde ein Scoping-Termin durchgeführt, bei dem mit der Antragstellerin, mit den 
Planungs- und Gutachterbüros, den anerkannten Umweltvereinigungen und den betroffenen Trägern 
öffentlicher Belange der Untersuchungsrahmen für die Umweltverträglichkeitsprüfung besprochen und 
festgelegt wurde. Im Verfahren wurden die anerkannten Umweltvereinigungen und die betroffenen 
Träger öffentlicher Belange beteiligt. Die Gemeinde Steißlingen wurde zur Erteilung des Einvernehmens 
gemäß § 36 BauGB ebenso angehört.

Am 16.02.2022 wurde die Waldrodung des Teilabschnitts 5 a auf Flurstück Nr. 8277/11 als vorgezogene 
Maßnahme zugelassen.

Im Genehmigungsverfahren wurde darüber hinaus die Öffentlichkeit ordnungsgemäß beteiligt. Die im 
Verfahren erhobenen Einwendungen der Stadt Radolfzell wurden in einem Erörterungstermin am 
07.07.2022 mit der Antragstellerin, den anerkannten Umweltvereinigungen und den Trägern öffentlicher 
Belange behandelt. Der Erörterungstermin wurde öffentlich bekanntgemacht. Hinsichtlich der 
Behandlung der Einwendungen wird auf den Punkt C „Rechtliche Würdigung" sowie D „Rückweisung 
Einwendungen" verwiesen.

B. Umweltverträglichkeitsprüfung:

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung war aufgrund der räumlichen Ausdehnung des Vorhabens nach den 
einschlägigen Vorschriften des Umweltverträglickeitsprüfungsgesetzes (UVPG) und des 
Landesveraltungsgesetzes (UVerwG) in Verbindung mit dem Landesverwaltungsverfahrensgesetz 
(LVwVfG) durchzuführen. Da sich der Abbau von Kieslagerstätten auf die gesamte Umwelt und den 
Menschen auswirkt, und neben den direkten Wirkungen auch mittelbare Wirkungen außerhalb des durch 
den eigentlichen Abbau beeinflussten Bereichs möglich sind, wurden im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung die entscheidungserheblichen Umweltauswirkungen des beantragten 
Abbauvorhabens auf die Umweltparameter Mensch, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt (Flora und Fauna), Fläche, Boden, Wasser, Klima und Luft sowie die 
Landschaft ermittelt bzw. untersucht.

1. Schutzgut Mensch
a) Wohn-u. Wohnumfeldfunktionen:
Aufgrund der Entfernung der geplanten Erweiterung von mindestens 2.100 m zur nächstgelegenen 
Wohnbebauung und zu anderen schutzbedürftigen Siedlungsbereichen der Gemeinde Steißlingen sind 
keine Wohn- u. Wohnumfeldfunktionen durch den Abbaubetrieb erheblich betroffen. Dies trifft auch auf 
andere, weiter entfernt liegende Gemeinden zu. Aufbereitung und Vorbereitung des gewonnenen 
Rohstoffes erfolgen wie bisher im bestehenden Kieswerk der Antragstellerin. Erhebliche (zusätzliche) 
Immissionen (Lärm, Stäube) sind nicht zu erwarten.
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b) Erholungsnutzung:
Die vom Vorhaben betroffenen Waldflächen sind in der Waldfunktionenkartierung überwiegend als 
Erholungswald mit relativ großer Bedeutung (Stufe 2) sowie kleinflächig sogar als Erholungswald mit 
großer Bedeutung (Stufe lb) ausgewiesen. Aufgrund der Vorbelastungen durch den genehmigten 
Kiesabbau, die Immissionen der angrenzenden Straßen (B33, L223) sowie der relativ großen Entfernung 
zum nächstgelegenen Siedlungsgebiet ist die Erholungsbedeutung jedoch ohnehin bereits deutlich 
eingeschränkt. Die vom Kiesabbau verursachten Störeffekte sind nur zeitlich befristet wirksam. Sie 
werden mit der Rekultivierung und Wiederbewaldung sukzessive aufgehoben. Zudem genießt der 
Kiesabbau durch die Ausweisung als Abbaugebiet im Teilregionalplan Vorrang vor anderen Nutzungen.

2. Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
Die geplante Erweiterung des Kiesabbaus beansprucht Waldbestände, die aufgrund ihrer 
Baumartenzusammensetzung und ihrer Struktur eine mittlere, z. T. auch nur eine mittlere bis geringe 
Bedeutung besitzen. Gesetzlich geschützte Biotope sowie Vorkommen besonders schutzbedürftiger und 
streng geschützter Pflanzenarten wurden im Bereich des geplanten Vorhabens nicht nachgewiesen. 
Hinsichtlich der Fauna zeigen die entsprechenden Erhebungen, dass das Kiesabbaugebiet Steißlingen vor 
allem für streng geschützte Amphibienarten sowie eine artenreiche Fledermausfauna eine hohe 
(überregionale) Bedeutung aufweist. Zudem treten dort noch weitere anspruchsvolle und teilweise 
hochgradig gefährdete Arten (mehrere wertgebende Vogelarten, Haselmaus) auf. Für diese Arten 
ergeben sich vorhabenbedingt direkte Gefährdungen durch den Abbaubetrieb, umfangreiche 
Lebensraumverluste sowie Störungen von Vernetzungsbeziehungen.

Die mit den Antragsunterlagen vorgelegte Abbau- und Rekultivierungsplanung enthält deshalb ein 
umfangreiches Maßnahmenkonzept, mit dem sich erhebliche Beeinträchtigungen der relevanten Arten 
im Vorhabengebiet wenn auch nicht vollständig, so doch deutlich vermindern lassen. Das Konzept 
umfasst neben dem Erhalt des zentralen „Fledermauskorridors" und der zeitnahen Wiederherstellung 
wichtiger Verbundräume eine Reihe artspezifischer Vorkehrungen und Maßnahmen zum 
Individuenschutz beim Abbaubetrieb und zum Funktionserhalt, z. B. durch Bereitstellung künstlicher 
Quartiere für Fledermäuse und Vögel sowie durch den Erhalt bzw. die Neuanlage von Laichhabitaten für 
Gelbbauchunke und Laubfrösche. Zudem erfolgt der Ausgleich eines bestehenden Funktionsdefizites 
gebietsextern in Verbindung mit dem Flächenpool zur Erhaltung und Entwicklung von Altholzbeständen 
außerhalb des Abbaugebietes.

3. Schutzgut Fläche
Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Fläche sind zeitlich begrenzt. Sie beschränken sich 
auf die Dauer der Abbautätigkeit und enden mit der Rekultivierung der Abbauflächen.

4. Schutzgut Boden
Durch die Erweiterung des Kiesabbaus werden bis dato unverritzte Böden auf einer Fläche von 20,51 ha 
beeinträchtigt. Durch den Abtrag der Bodendecke erfolgt ein Ausfall aller Bodenfunktionen. Die 
Beeinträchtigungen sind jedoch durch ein fachgerechtes Bodenmanagement und eine fachgerechte
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Rekultivierung mittelfristig weitgehend auszugleichen, so dass keine verbleibenden erheblichen 
negativen Funktionsdefizite zu erwarten sind.

5. Schutzgut Grundwasser
Die geplante Abbauerweiterung liegt in der Zone III des rechtskräftig festgesetzten Wasserschutzgebietes 
"Tiefbrunnen Viehweide" der Stadt Radolfzell. Die Nutzung des Grundwassers hat für die 
Trinkwasserversorgung der Stadt Radolfzell eine sehr hohe Bedeutung. Es besteht eine sehr hohe 
Empfindlichkeit dieses Schutzgutes. Im Unteren Kies-Sand-Vorkommen und in den feinkörnigen 
Basissedimenten wurde Grundwasser angetroffen, welches vergleichbare Druckpotentiale aufweist und 
dem Einzugsgebiet des Brunnens Viehweide zugerechnet werden muss. Ein Abbau dieser Grundwasser 
führenden unteren Kies-Sand-Vorkommen ist nicht vorgesehen; die überlagernde feinkörnige 
Zwischenschicht bleibt als schützende Deckschicht weitestgehend vorhanden. Zur Vermeidung möglicher 
Beeinträchtigungen sieht das geplante Abbau- und Rekultivierungskonzept eine Reihe von Vorkehrungen 
und Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers vor. Sie betreffen insbesondere die Festlegung der 
zulässigen Abbautiefen nach den hydrogeologischen Erfordernissen, die Anforderungen zum 
Grundwasserschutz beim Einbau von Fremdmaterial in der Rekultivierung sowie eine fortlaufendes 
Grundwasser-Monitoring.

6. Schutzgut Oberflächenwasser
Durch die Waldausstockung und den Bodenabtrag entfallen die abflussmindernden und -ausgleichenden 
Funktionen des Waldes und des Bodens im Wasserkreislauf. Nach dem Abbau können die 
Ausgleichsfunktionen im Wasserkreislauf durch eine fachgerechte waldbauliche Rekultivierung wieder so 
weit regeneriert werden, dass im Vergleich mit den ursprünglichen Verhältnissen kein erhebliches Defizit 
verbleibt.

7. Schutzgut Luft und Klima
Das geplante Vorhaben beansprucht eine Waldfläche von ca. 20,51 ha, die nach der Waldfunktionen­
kartierung regional bedeutsame Klimaschutzfunktionen erfüllt. Durch den Abbau entfallen diese 
Funktionen zumindest temporär. Es sind allerdings keine klimatischen Effekte zu erwarten, die sich 
großräumiger auswirken können. Klimatische Ausgleichsleistungen fürSiedlungsgebiete (Frischluftzufuhr, 
Temperaturausgleich) sind nicht tangiert. Längerfristig kann eine Wiederherstellung der bioklimatischen 
Ausgleichsleistungen des Waldes im Zuge einer fachgerechten Rekultivierung gewährleistet werden.

8. Schutzgut Landschaft
Das Landschaftsbild wird im Untersuchungsraum bereits durch den genehmigten Kiesabbau und die 
Betriebsanlagen des Kieswerkes maßgeblich geprägt. Durch das geplante Vorhaben ergeben sich weitere 
Veränderungen von Landschaftsstruktur und landschaftlicher Eigenart, die aufgrund ihres Umfanges als 
erhebliche zusätzliche Beeinträchtigungen einzustufen sind. Die Sichtbarkeit der Beeinträchtigungen 
bleibt dabei im Wesentlichen auf den Untersuchungsraum begrenzt. Die Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild werden dadurch gemildert, dass eine Unterteilung des Vorhabens in fünf 
Abbauabschnitte sowie eine zeitlich eng an den Abbaufortschritt gebundene Rekultivierung und
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Wiederbewaldung erfolgt. Die landschaftsgestalterischen Beeinträchtigungen sind nur zeitlich befristet 
wirksam und können im Zuge der Rekultivierung durch eine landschaftsgerechte Wiederherstellung des 
Landschaftsbildes bewältigt werden.

9. Wechselwirkungen
Unter Wechselwirkungen werden im Sinne des UVPG die vielfältigen Beziehungen zwischen Menschen, 
Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft verstanden. Infolge dieses 
medienübergreifenden Ansatzes wird bei der Prognose und Bewertung der Umweltauswirkungen auch 
die Vernetzung der Umweltkomponenten berücksichtigt. Im vorliegenden Fall sind Wechselwirkungen 
zwischen den Schutzgütern zu erwarten. Beispielsweise begünstigt ein längeres Offenlassen der 
Abbauflächen die Ansiedlung wertgebender Arten; gleichzeitig wirkt sich die länger offene Grubenfläche 
jedoch negativ auf das örtliche Klima aus indem die sich die Fläche stärker erwärmt und austrocknet. Als 
weiteres Beispiel wirkt sich der durch den Kiesabbau bedingte Abtrag der verdichtungsempfindlichen 
Böden auch noch nach der Rekultivierung defizitär im Vergleich zu den bestehenden Bodenfunktionen 
aus. Gleichzeitig entstehen begünstigt durch den Bodenabtrag auf der Grubensohle hochwertige 
Sekundärlebensräume für Tierarten, deren natürliche Lebensräume an anderen Orten stark 
zurückgegangen sind. Die Wechselbeziehungen sind bereits weitgehend bei der Beurteilung der einzelnen 
Schutzgüter in die Bewertung eingeflossen.

10. Zusammenfassung
Entsprechend § 25 UVPG hat die zuständige Behörde die Umweltauswirkungen des Vorhabens auf der 
Grundlage der zusammenfassenden Darstellung zu bewerten. Diese Bewertung ist bei der Entscheidung 
über die Zulässigkeit des Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge im Sinne von 
§ 3 UVPG nach Maßgabe der geltenden Gesetze zu berücksichtigen.

Hinsichtlich der Beschreibung und Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen des Vorhabens kann 
festgestellt werden, dass durch die beantragte Erweiterung sich Beeinträchtigungen für das Schutzgut 
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (Fauna und Flora) ergeben. Durch die abbaubedingte Rodung und 
Räumung der Waldflächen wird in Lebensräume diverser Arten eingegriffen, insbesondere Lebensräume 
nach Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützter Arten sowie europäischer Vogelarten sind 
betroffen. Hinsichtlich der sehr artenreichen Fledermausfauna enthält der vorgelegte Abbau- und 
Rekultivierungsplan ein umfangreiches Maßnahmenkonzept zum Individuenschutz, zur Kompensation 
der unvermeidbaren Verluste von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie zur Sicherung essentieller 
Vernetzungsbeziehungen. Kernelement des Konzeptes ist der Erhalt eines zentral gelegenen 
Waldkorridors (Fledermauskorridor) der als Transferroute während der gesamten Abbauzeit sowie der 
zeitlich und räumlich aufeinander abgestimmten Abbauabschnitte einhergehend mit der frühzeitigen 
Rekultivierung wichtiger Verbundräume erhalten bleibt. Dadurch können die mit dem Abbau 
verbundenen artenschutzrechtlichen Konflikte weitgehend gemindert werden. Weiterhin stellt die im 
Rekultivierungskonzept dargestellte waldbauliche Rekultivierung auch unter Berücksichtigung des 
gebietsextern angelegten Flächenpools zur Erhaltung und Entwicklung von Altholzbeständen außerhalb 
des Abbaugebietes sicher, dass die Eingriffswirkung des Vorhabens auf ein Mindestmaß reduziert wird.
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Mit Hilfe der geplanten Vermeidungs-, Minimierungs-, Ausgleichs- sowie Rekultivierungsmaßnahmen 
kann eine Minimierung des Gefährdungspotentials und eine weitgehende Ausgleichbarkeit 
unvermeidbarer Beeinträchtigungen des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt erfolgen.

Ferner kann festgestellt werden, dass durch die beantragte Erweiterung insbesondere das Schutzgut 
Boden betroffen ist. Dies ist dem abbaubedingten Verlust des Bodens im weiteren Sinne sowie dem 
Abbau einer nicht erneuerbaren Ressource geschuldet. Der zeitliche Ablauf von Abbau und Rekultivierung 
wurde so geplant, dass möglichst während jeder Abbauphase zeitgleich ein Rekultivierungsabschnitt 
bereitsteht, der entsprechend dem vorgelegten Bodenschutzkonzept und den Vorgaben zur 
Rekultivierung wieder aufgefüllt wird. Somit handelt es sich um eine nur temporäre 
Flächeninanspruchnahme, damit eine nur zeitweise Aufhebung der Bodenfunktion (während der 
jeweiligen Abbauphase).

Bei den Schutzgütern Fläche, Oberflächenwasser. Grundwasser, Luft und Kima, Landschaft und Mensch 
sind unter Beachtung der Vorgaben der Abbau-u. Rekultivierungsplanung und der dazu ergangenen 
Nebenbestimmungen und Hinweise keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten und somit 
auch keine Kompensationsmaßnahmen erforderlich. Hinsichtlich des Schutzgutes Grundwasser wird 
nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen, dass zur Vermeidung möglicher Beeinträchtigungen das 
geplante Abbau- und Rekultivierungskonzept eine Reihe von Vorkehrungen und Maßnahmen zum Schutz 
des Grundwassers vorsieht. Sie betreffen insbesondere die Festlegung der zulässigen Abbautiefen nach 
den hydrogeologischen Erfordernissen, die Anforderungen zum Grundwasserschutz beim Einbau von 
Fremdmaterial in der Rekultivierung sowie ein fortlaufendes Grundwasser-Monitoring.

Die im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung dargestellten Auswirkungen des Vorhabens auf die 
einzelnen Umweltfaktoren und Medien können durch entsprechende Vermeidungs-, Minimierungs-, 
Ausgleichs- und Rekultivierungsmaßnahmen und durch Nebenbestimmungen in der Abbaugenehmigung 
begrenzt werden. Nach Beendigung des Vorhabens bleiben somit keine erheblichen oder nachteiligen 
Beeinträchtigungen zurück. Das Vorhabenziel „Kiesgewinnung" ist, ausgehend vom derzeitigen Bestand 
und unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Aspekte, durch eine beeinträchtigungsärmere 
Planungsvariante nicht zu erreichen. Ein Eingriff in Natur und Landschaft ist für die Gewinnung des 
Kiesmaterials unvermeidbar. Der geforderte Ausgleich wird durch die beschriebenen Maßnahmen 
hergestellt.

C. Rechtliche Würdigung:

Das Kiesabbauvorhaben bedarf nach § 19 Abs. 1 NatschG und nach § 50 Abs. 1 Nr. 11 e und § 58 LBO 
sowohl einer naturschutz- als auch einer baurechtlichen Genehmigung. Für die zeitweilige Umwandlung 
der Waldflächen für den Rohstoffabbau ist gemäß § 11 Abs. 1 LWaldG eine forstrechtliche 
Waldumwandlungsgenehmigung erforderlich. Der Kiesabbau bedarf zudem nach 
§ 52 Abs. 1 Satz 2 WHG einer wasserrechtlichen Befreiung vom Verbot von Schürf- u. Grabarbeiten in der 
Zone III des rechtkräftigen Wasserschutzgebietes für den Tiefbrunnen Viehweide gemäß § 4 Abs. 2 Ziffer
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2b und § 5 der Schutzgebietsverordnung vom 24.05.1963. Für die Anlage des Walls innerhalb der 
Anbauverbotszone der Landesstraße L223 ist ferner gemäß § 22 Abs. 1 StrG eine straßenrechtliche 
Ausnahmegenehmigung erforderlich.

Aufgrund der Verfahrenskonzentration des § 19 Abs. 3 NatSchG werden die erforderlichen 
Zulassungsentscheidungen jeweils im Benehmen mit den zuständigen Behörden durch das Landratsamt 
Konstanz als Untere Naturschutzbehörde erteilt. Die hiernach betroffenen Fachbehörden wurden am 
Verfahren beteiligt und insbesondere in die Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen einbezogen.

Ferner wurden die Träger öffentlicher Belange sowie die anerkannten Umweltvereinigungen im 
Genehmigungsverfahren angehört. Es bestehen - mit Ausnahme der Einwendungen der Stadt Radolfzell 
(siehe hierzu insbesondere Ziffer D) - keine grundsätzlichen Bedenken gegen die beantragte 
Abbauerweiterung.

Der Gemeinderat der Gemeinde Steißlingen hat das für das Abbauvorhaben nach § 36 Abs. 1 BauGB 
erforderliche Einvernehmen in der öffentlichen Sitzung vom 21.02.2022 erteilt.

Da sämtliche Voraussetzungen für die Zulassung des Kiesabbauvorhabens erfüllt sind, waren die 
erforderlichen Genehmigungen, Befreiungen und Ausnahmen zu erteilen. Die vorgebrachten 
Anmerkungen, Flinweise und Einschränkungen der Träger öffentlicher Belange bzw. der Fachbehörden 
wurden nach einer rechtlichen Prüfung und einer sachgerechten Abwägung größtenteils als 
Nebenbestimmungen und Hinweise in diese Zulassungsentscheidung mit aufgenommen.

Die mit der Entscheidung verbundenen Nebenbestimmungen beruhen auf § 36 Abs. 2 Nr. 1, 2, 4 und 5 
Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG).

Hierzu im Einzelnen:

Bauplanungsrecht: 
a) Regionalplanung:
Die Kieslagerstätte ist im aktuell gültigen Teilregionalplan „Oberflächennahe Rohstoffe 2005" als 
„Abbaugebiet Nr. 10 - Steißlingen" rechtsverbindlich ausgewiesen. Auch in der aktuellen Fortschreibung 
des Teilregionalplans, die bereits am 27.04.2021 durch die Verbandsversammlung als Satzung 
beschlossen, aber bislang noch nicht durch das zuständige Ministerium genehmigt wurde, sieht für dieses 
Kieslager unter der Bezeichnung „Abbaugebiet KN-16 AG" weiterhin ein Vorranggebiet vor. Die beantrage 
Erweiterungsfläche ist demzufolge im aktuell gültigen Teilregionalplan aus dem Jahr 2005 als 
abbauwürdige Kieslagerstätte als Vorranggebiet ausgewiesen; sie wird auch im Rahmen der
Fortschreibung des Teilregionalplans weiterhin dem Kiesabbau Vorbehalten bleiben.

Die Stellungnahme der Regionalverbands Hochrhein-Bodensee bestätigt, dass die Erteilung der
beantragten Abbaugenehmigung mit den Zielen bzw. Vorgaben des Teilregionalplans im Einklang steht. 
Hinsichtlich der Einhaltung der regionalplanerischen Voraussetzungen, die in dessen Stellungnahme 
genannt sind, ist die Genehmigungsbehörde der Rechtsüberzeugung, dass im Rahmen der
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Umweltverträglichkeitsprüfung und des Landschaftspflegerischen Begleitplanes die wichtigen Themen - 
Flugkorridor für Fledermäuse, Walderhalt Richtung Phase II im Süden - umfassend erläutert wurden. Die 
funktionalen Wirkungsbeziehungen wurden substantiiert dargelegt. Die Darstellung des räumlich­
funktionalen Gesamtkonzeptes wird auch auf Seiten des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee als 
erfüllt angesehen. Eine Gesamtschau im Bereich Artenschutz hat im Übrigen mit der Höheren und der 
Unteren Naturschutzbehörde, der Antragstellerin und den hiervon betroffenen Fachbehörden 
stattgefunden.

b) Privilegiertes Vorhaben:
Der beantragte Kiesabbau fällt wegen seiner Ortsgebundenheit unter den Tatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 
3 BauGB. Als privilegiertes Vorhaben ist dieses im Außenbereich bauplanungsrechtlich zulässig, wenn 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die Erschließung gesichert ist. Öffentliche Belange stehen 
dem Vorhaben nicht entgegen, was im Folgenden noch näher ausgeführt wird. Die Erschließung ist 
nachweislich gesichert.

Das Vorhaben ist demzufolge bauplanungsrechtlich zulässig.

Grundwasserschutz/Trinkwasserversorgung:
Die Beurteilung von Trockenkiesabbauvorhaben erfolgt auch unter Berücksichtigung des Leitfadens 
Kiesgewinnung und Wasserwirtschaft der LUBW. Dabei wird besonderes Augenmerk gelegt auf die Höhe 
der Abbausohle, die Fließzeit vom Abbaugebiet zu einer genutzten Fassung sowie auch die Überwachung 
vom Abstrom. Der Leitfaden empfiehlt einen Mindestabstand von 100 Tagen innerhalb der Zone III. Die 
Zone II wird abgegrenzt durch die 50 Tage-Linie, d. h. die Fließzeit ist dort 50 Tage oder kürzer. Der 
Leitfaden sieht somit eine Verdoppelung dieser Fließzeit als Sicherheitszuschlag vor, da die Deckschichten 
bei solch einem Abbauvorhaben abgetragen werden. Unter Berücksichtigung dieser Empfehlungen und 
der vorliegenden Untersuchungsergebnisse wird davon ausgegangen, dass die 100 Tage nicht 
unterschritten werden. Weiterhin wurde das Abbaugebiet bzw. das Einzugsgebiet des TB Viehweide in 
den 90-iger Jahren umfassend untersucht. Darauf basiert der fachtechnische/hydrogeologische Entwurf 
für eine mögliche Neuabgrenzung des Wasserschutzgebietes (WSG) Viehweide. Diese wurde bis dato 
noch nicht rechtskräftig umgesetzt. Es wird davon ausgegangen, dass der TB Viehweise das Grundwasser 
im oberen Kieslager erschließt (schnelle Fließwege), das Abbaugebiet zwar im Einzugsgebiet liegt, jedoch 
in einem Bereich, in dem das obere Kieslager trocken ist, und dort auch die Neubildung von genutztem 
Grundwasser mit zeitlicher Verzögerung stattfindet. Die Neubildung findet in der sogenannten 
„Sauriedrinne" statt, deren Grundwasser den TB Viehweide erschließt. Daher können trotz der Nähe zur 
Fassung die 100 Tage eingehalten werden. Aufgrund der Komplexität des gesamten „Singener Beckens" 
durch die Vergletscherung ist die Überwachung des Abstroms wichtig; die Auswertung der Ergebnisse und 
eventuell notwendige Anpassungen sind zu beachten. So werden/wurden drei zusätzliche 
Grundwassermessstellen errichtet und eine ältere Grundwassermessstelle im Zustrom mit integriert. Das 
erweiterte Grundwassermonitoring, welches ausdrücklich als Anlage dieser Entscheidung beigefügt wird, 
soll dazu dienen, das hohe Schutzgut Trinkwasserversorgung umfassend zu schützen. Zudem wird die 
Antragstellerin durch entsprechende Nebenbestimmungen dazu verpflichtet, dass der im
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hydrogeologischen Gutachten vorgeschlagene Sicherheitszuschlag von 2,00 m zum Grundwasserstand 
vom 24.02.2022 bis zur Abbausohle einzuhalten ist.

Die Genehmigungsbehörde ist der Auffassung, dass unter Beachtung der Nebenbestimmungen zum 
Grundwasserschutz das Vorhaben zugelassen werden kann. Der Schutz des Grundwassers wurde in 
umfangreichen Untersuchungen abgehandelt. Es konnte nachgewiesen werden, dass von dem 
beantragten Erweiterungsvorhaben keine wesentliche Beeinträchtigung für das Grundwasser bzw. keine 
Gefährdung für den Tiefbrunnen Viehweide ausgeht. Die erlassenen Nebenbestimmungen sind geeignet, 
erforderlich und angemessen, um einen möglichst hohen Schutz für den Grundwasserschutz sowie die 
Trinkwasserversorgung der Stadt Radolfzell herzustellen. Insbesondere wird ein erweitertes 
Grundwassermonitoring durchgeführt.

Klimaschutz:
Grundsätzlich wird durch die Waldabholzung das Klima beeinträchtigt. Die Genehmigungsbehörde 
erkennt das Spannungsverhältnis zwischen Sicherstellung der Rohstoffversorgung des Landes auf der 
einen und Maßnahmen zum Schutz des Klimas auf der anderen Seite. Aufgrund gesetzlicher Regelungen 
besteht die Möglichkeit, eine temporäre Nutzung von Waldfiächen auch zur Sicherstellung der 
Rohstoffversorgung zu ermöglichen. Die Antragstellerin hat ein Rekultivierungs- und 
Wiederbewaldungskonzept vorgelegt, d. h. in 15 Jahren ist die Abbaufläche von rund 20 ha wieder 
vollständig bestockt. Dies bedeutet aber nicht, dass diese Fläche für die nächsten 15 Jahre komplett offen 
bleibt, sondern es werden Abbau-, Rekultivierungs- und Wiederbewaldungsabschnitte gebildet, die nicht 
nur den Artenschutz, sondern auch die Klimaaspekte mit berücksichtigen. Insbesondere stellt der 
Vorhabenträger speziell für den Artenschutz und auch für den Klimaschutz auf benachbarten 
Gemarkungen sogenannte Flächenstilllegungen von rund 17 ha Wald zur Verfügung. Dieser Wald wird 
längerfristig, d. h. über einen Zeitraum von 15 Jahren, aus der Nutzung genommen. Daher wird als 
Kompromisslösung der Eingriff, der durch das Abbauvorhaben entsteht, in gewisser Weise kompensiert.

Forst:
Forstrechtliche Belange stehen dem Vorhaben nicht entgegen. Die befristeten 
Waldumwandlungsgenehmigungen (Ziffer I Nrn. 3.1 und 3.2) konnten aus folgenden Gründen erteilt 
werden:

> Die betroffenen Flächen sind im Teilregionalplan „Oberflächennahe Rohstoffe" der Region 
Hochrhein-Bodensee als Abbaugebiet (Vorranggebiet) dargestellt. Damit hat der Rohstoffabbau aus 
raumordnerischer Sicht hier Vorrang vor konkurrierenden Nutzungsansprüchen.

> Ein besonderes wirtschaftliches Interesse des Vorhabenträgers sowie der betroffenen Waldbesitzer 
sind zu unterstellen.

> Abbau, Rekultivierung und Wiederbewaldung erfolgen entsprechend vorgelegter Pläne Zug um Zug, 
um die offenliegende Abbaufläche so gering wie möglich zu halten. Die artenschutzrechtliche
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Fachkonzeption in Form eines Flugkorridors sind integraler Bestandteil des Abbau- und 
Rekultivierungsantrages.

> Die unter Ziffer VI Nr. 5.4 dargestellten Mindestanforderungen an die Art und Weise der 
Rekultivierung entsprechen dem aktuellen Rekultivierungsstandard. Deren Einhaltung ist unter 
heutigen Gesichtspunkten Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Wiederbewaldung. Vor diesem 
Hintergrund sind die diesbezüglichen Festsetzungen erforderlich, geeignet und angemessen.

> Nach den Bestimmungen des Landeswaldgesetzes sind Waldbesitzer zur ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung ihres Waldes verpflichtet (§§ 1, 12 ff LWaldG). Hierfür ist eine entsprechend 
geeignete Erschließung, wie unter Ziffer VI Nr. 5.9 bestimmt, erforderlich.

> Die unter Ziffer VI Nr. 5.11 gemäß § 69 LWaldG verfügte Sicherheitsleistung ist erforderlich, um die 
Erfüllung der Auflagen zur Rekultivierung und Wiederaufforstung zu sichern. Ihre Höhe entspricht 
den derzeitigen Kosten für die Pflanzung von Laubbäumen und die anschließende Pflege bis zur 
gesicherten Kultur auf einem ordnungsgemäß rekultivierten Standort.

Sicherheitsleistungen, die mit der bau- und naturschutzrechtlichen Genehmigung für den gleichen 
Zweck festgesetzt wurden, können auf die forstrechtliche Sicherheitsleistung angerechnet werden.

Die Interessen der Antragstellerin an dem beantragten Kiesabbau und der hierfür erforderlichen
befristeten Waldumwandlung sind in der Gesamtabwägung mit dem öffentlichen Interesse an der
Erhaltung des Waldes als vorrangig einzustufen. Die befristete Waldumwandlung war daher mit
entsprechenden Nebenbestimmungen und Hinweisen zu genehmigen.

Die forstrechtlichen Nebenbestimmungen werden im Einzelnen wie folgt begründet:

■ Um sicherzustellen, dass der Umwandlungszweck sowie der vorgesehene Rekultivierungsfortschritt 
auch erreicht wird, wurde die Genehmigung mit der aufschiebenden Bedingung Ziffer VI Nr. 5.1 
versehen. Danach darf mit der genehmigten Waldinanspruchnahme nach den Ziffer I Nrn. 3.1 und 3.2 
erst begonnen werden, wenn erforderliche weitere öffentlich-rechtliche Genehmigungen bzw. 
Gestattungen der unteren Forstbehörde vorgelegt wurden.

■ Die Nebenbestimmung unter Ziffer VI Nr. 5.2 ist notwendig, um die Belange des besonderen 
Artenschutzrechtes und die Bestimmungen des Landeswaldgesetzes (§§ 1,12 ff LWaldG, insbesondere 
§ 22 LWaldG) zu berücksichtigen.

■ Gemäß § 9 Abs. 5 LWaldG war mit der Nebenbestimmung Ziffer VI Nr. 5.3 eine Frist für die 
Durchführung der befristeten Waldumwandlung aufzunehmen. Die Befristung ist so angemessen, dass 
innerhalb dieser Frist die genehmigte Waldinanspruchnahme begonnen werden kann. Zudem ist bei 
entsprechender Antragstellung eine Fristverlängerung möglich.

■ Die Nebenbestimmungen unter Ziffer VI Nrn. 5.4 - 5.7 und 5.9 - 5.15 sind erforderlich um 
sicherzustellen, dass die vorübergehend beanspruchten Waldflächen, ordnungsgemäß rekultiviert und 
wiederaufgeforstet werden.

Von besonderer Bedeutung sind dabei nachfolgend aufgelistete Aspekte:
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■ Nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 LWaldG muss die vorübergehend anderweitig genutzte Waidfläche innerhalb 
einer von der Höheren Forstbehörde festzusetzenden Frist ordnungsgemäß rekultiviert und 
wiederaufgeforstet werden. Die in diesem Zusammenhang unter Ziffer VI,
Nr. 5.6 verfügten Fristen beziehen sich auf die vollständige Rekultivierung und Wiederaufforstung der 
gesamten beanspruchten Waldfläche. Sie entsprechen dem Antrag und sind insofern ausreichend 
bemessen. Darüber hinaus ist bei entsprechender Antragstellung, inklusive plausibler Begründung, 
gegebenenfalls eine Fristverlängerung möglich.

Natur-/Landschaft- sowie Artenschutz:
Das beantragte Abbauvorhaben ist gemäß § 14 Abs. 1 BNatschGals erheblicher Eingriff im 
naturschutzrechtlichen Sinne zu werten, da mit der Veränderung der Bodengestalt und der äußeren 
Erscheinungsform der Erdoberfläche eine Beeinträchtigung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes verbunden ist. Grundsätzlich gilt, dass vermeidbare Eingriffe 
zu unterlassen und unvermeidbare Eingriffe durch landschaftspflegerische Maßnahmen auszugleichen 
sind. Ausgeglichen ist ein Eingriff, wenn nach seiner Beendigung keine erhebliche oder nachteilige 
Beeinträchtigung des Naturhaushaltes zurückbleibt und das Landschaftsbild landschaftsgerecht 
wiederhergestellt oder neugestaltet wird.

Mit dem beantragten Erweiterungsvorhaben wird ein bestehender Standort gesichert. Bisherige 
Lagerstätten im Umfeld der Erweiterung sind bereits vollständig erschlossen und alle erforderlichen 
Infrastruktureinrichtungen der Kiesaufbereitung sind vorhanden. Getreu der Planungsvorgabe 
„Erweiterung vor Neuaufschluss" findet vorliegend eine Erweiterung des bestehenden Kiesabbaus im 
fraglichen Gebiet statt. Die Lagerstätte bietet eine ausreichende Kiesquantität. Waldbiotope, Natur- bzw. 
Landschaftsschutzgebiete sind durch das Vorhaben nicht betroffen. Das Vorhabenziel „Kiesgewinnung" 
ist, ausgehend vom derzeitigen Bestand, durch eine beeinträchtigungsärmere Planungsvariante nicht zu 
erreichen. Der Eingriff in Natur und Landschaft ist für die Kiesgewinnung unvermeidbar.

Mit Umsetzung der in den Antragsunterlagen dargestellten naturschutzfachlichen Maßnahmen sowie 
durch die Befristung des zugelassenen Eingriffs wird sichergestellt, dass die unvermeidbaren erheblichen 
Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft innerhalb eines angemessenen Zeitraumes ausgeglichen 
werden können. Ebenso wird durch die geplanten Vermeidungs-, Minimierungs-, Ausgleichs- sowie 
Rekultivierungsmaßnahmen eine Minimierung des Gefährdungspotentials und eine weitgehende 
Ausgleichbarkeit unvermeidbarer Beeinträchtigungen für den Artenschutz gewährleistet.

D. Zurückweisung von Einwendungen:

Die von der Stadt Radolfzell form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen, eingegangen per Email am
18.05.2022 (Gemeinderatsabschluss vom 17.05.2022), wurden geprüft und in dem Erörterungstermin am
07.07.2022 umfassend unter Einbeziehung der betroffenen Fachbehörden behandelt. Die Einwendungen
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beziehen sich auf folgende Punkte:

1. Die im Zusammenhang mit dem Kiesabbau möglichen negativen Auswirkungen auf die 
Trinkwasserversorgung können weder kurz- noch langfristig verlässlich ausgeschlossen werden.

2. Die vom Regionalverband im Teilregionalplan für das Gebiet KN 16 Abbaugebiet festgesetzten 
Antragsvoraussetzungen sind nicht eingehalten: „Zum Zeitpunkt des geplanten Abbauantrages 
wurde kein mit der Höheren/Unteren Naturschutzbehörde abgestimmtes vorlaufendes, 
übergreifendes, gesamt-räumlich funktionales Konzept zur Sicherung der bioökologischen 
Funktionen der betroffenen Schutzgegenstände einschließlich ihrer faunischen 
Ausgleichsbeziehungen sowie zur Entwicklung geeigneter Minimierungs-, Vermeidungs- und 
vorgezogener Ausgleichs-/CEF-Maßnahmen vorgelegt, das beide Teilgebiete umfasst (nördlich und 
südlich der B 33 neu)".

3. Im Zuge des Nasskiesabbauverfahrens in Singen-Friedingen wurde zugesagt, dass es keinen 
weiteren Trockenkiesabbau im Landkreis Konstanz geben wird.

4. Die Waldabholzung ist grundsätzlich klimaschädlich.

Insbesondere bezüglich der Einwendungen unter Punkt 1 und Punkt 2 konnten die Bedenken der Stadt 
Radolfzell nach Überzeugung der Genehmigungsbehörde durch Aufnahme von umfangreichen 
Nebenbestimmungen in der Entscheidung ausgeräumt werden.

Ob eine Zusage, dass es im Zuge des Nasskiesabbauverfahrens in Singen-Friedingen keinen weiteren 
Trockenabbau im Landkreis Konstanz geben wird, im Verhältnis zur Antragstellerin bzw. zu dem hier zu 
entscheidenden Fall überhaupt eine rechtliche Relevanz aufweist (vgl. Punkt 3), kann aus Sicht der 
Genehmigungsbehörde dahingestellt bleiben. Es wurde im Rahmen der Erörterungsverhandlung geklärt, 
dass diese Aussage in einem anderen Kontext erfolgte. Die Zusage, keinen weiteren Trockenkiesabbau zu 
beantragen, betraf ausschließlich die Kiesgrube auf Gemarkung Markelfingen. Dort ist der Kiesabbau 
inzwischen eingestellt. Der unter Punkt 3 genannte Einwand ist insofern nicht entscheidungserheblich.

Der Einwand der Stadt Radolfzell hinsichtlich der Klimaschädlichkeit der Waldabholzung (Punkt 4) kann 
ebenfalls zu keiner anderen Entscheidung führen, da letztlich der Eingriff in die Natur und Landschaft 
unvermeidlich ist und durch die Rekultivierung und Wiederbewaldung der Fläche ein entsprechender 
Ausgleich erfolgt.

Die Stadt Radolfzell wird in ihren Rechten nicht verletzt. Den Einwendungen der Stadt Radolfzell wird 
durch entsprechende Nebenbestimmungen bzw. zusätzliche Schutzvorkehrungen angemessen Rechnung 
getragen. Im Übrigen sind die Einwendungen unbegründet und werden auf der Grundlage einer
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zusammenfassenden Bewertung hiermit zurückgewiesen.

Hinweis:
Die untenstehende Rechtsbehelfsbelehrung zu dieser Entscheidung gilt auch für die Stadt Radolfzell.

Gesamtfazit:
Der Durchführung des Vorhabens stehen keine von der Genehmigungsbehörde zu prüfenden öffentlich- 
rechtlichen Vorschriften entgegen. Die durch das Vorhaben bewirkte Veränderung der 
Bodenbeschaffenheit und der äußeren Erscheinungsform der betroffenen Fläche stellen unter 
Berücksichtigung aller Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen einen zulässigen Eingriff in Natur und 
Landschaft dar. Die naturschutz- und baurechtliche Genehmigung, die forstrechtliche Genehmigung, die 
wasserrechtliche Befreiung sowie die straßenbaurechtliche Ausnahmegenehmigung waren somit zu 
erteilen.

VIII.
Gebuhrenfestsetzung:

Gemäß § 4 Abs. 3 des Landesgebührengesetzes (LGebG) in der Fassung des Gesetzes zur Neuregulierung 
des Gebührenrechts vom 14.12.2004 - zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.05.2019 (GBl. S. 161, 185) 
- in Verbindung mit der Gebührenverordnung des Landratsamts Konstanz vom 03.01.2022, 
Geb.-Verz. Nrn. 5540.02, 5210.03, 5550.03 und 5520.08 wird für diese öffentliche Leistung eine Gebühr 
in Höhe von |[m||Euro festgesetzt.

Die Gebühr errechnet sich wie folgt:

Gebühr-Verz.Nr. Öffentliche Leistung
5540.02 Naturschutzrechtliche Genehmigung

52.10.03 Baurechtliche Genehmigung Kiesabbau und

Rekultivierung

5550.03 Forstrechtliche Genehmigung befristete

Waldumwandlung

5520.08 Sonstige öffentliche Leistungen nach WHG, WG

Gesamtgebühren

Gebühr in €
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Die Gesamtgebühr in Höhe von HHEuro bitten wir unter Angabe des Kassenzeichens 

auf das Konto der Kreiskasse Konstanz bei der Sparkasse Bodensee,
BIC: SOLADES1KNZ, IBAN-Nr.: DE87690500010000012435 zu überweisen.

Die Gebühr wird mit Bekanntgabe dieser Entscheidung sofort zur Zahlung fällig. Für die Überweisung 
bitten wir den beigefügten Überweisungsträger zu verwenden.

Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner (§ 5 Abs. 2 LGebG).

Zahlungshinweise
Ein Widerspruch gegen den Gebührenbescheid hat gemäß § 80 Abs. 2 Nr.l VwGO keine aufschiebende 
Wirkung. Bitte beachten Sie, dass bei verspäteter Zahlung Mahngebühren erhoben werden. Erfolgt die 
Zahlung nicht innerhalb eines Monats nach Fälligkeit, so ist für jeden angefangenen Monat der Säumnis 
ein Säumniszuschlag von 1 v.H. des rückständigen auf volle 50 Euro nach unten abgerundeten Betrags zu 
entrichten.

IX.
Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim 
Landratsamt Konstanz, Benediktinerplatz 1, 78467 Konstanz eingelegt werden.

Mit freundlichen Grüßen

B u s e r
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